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1.1.1.1.    Erfordernis der Planung und PlanungErfordernis der Planung und PlanungErfordernis der Planung und PlanungErfordernis der Planung und Planungsssszielzielzielziel    
    
 In der Stadtratsitzung am 17.12.2008 wurde der Antrag Nr. 1194/2008 der Frakti-

on Bündnis 90/DIE GRÜNEN einschließlich des Änderungsantrags der FDP - Frakti-
on sowie des Ergänzungsantrages der CDU - Stadtratsfraktion mit großer Mehrheit 
beschlossen. Mit den Anträgen wurde die Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Bereich "Hinter dem Heidelberg" und "Laubenheimer Muhl" beschlossen, um 
dort die Aufstellung von zwei Windenergieanlagen zu ermöglichen. Des Weiteren 
wurde die Verwaltung beauftragt weitere potentiell geeignete Standorte für Wind-
energieanlagen in der Mainzer Gemarkung zu ermitteln.  

 
 Hintergrund der Beschlussfassung ist die Selbstverpflichtung der Stadt Mainz, bis 

zum Jahr 2020 30% ihres Strombedarfes aus regenerativen Energien zu gewinnen.  
 
 Zur Umsetzung dieser Stadtratsbeschlüsse vom 17.12.2008 ist es erforderlich, 

die entsprechenden planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, bzw. ein-
zuleiten. Dabei ist zu beachten, dass die Stadt Mainz auf der Grundlage eines ge-
samträumlichen Planungskonzeptes im Abwägungsergebnis den privilegierten 
Windenergieanlagen im wirksamen Flächennutzungsplan vom 24.05.2000 bereits 
zwei Eignungsflächen zugewiesen hat. Mit dieser positiven Standortzuweisung 
waren dementsprechend weitere Windenergieanlagen im übrigen Stadtgebiet aus-
geschlossen. Auf Grund der Gesetzessystematik des sogenannten Planvorbehal-
tes gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB wäre eine Einzelfallentscheidung wie für den 
Bereich der Laubenheimer Höhe nicht möglich gewesen, da dadurch ein Abwä-
gungsfehler geschaffen worden wäre. Will eine Gemeinde ihre Eignungs- bzw. 
Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen im Flächennutzungsplan aufhe-
ben, erweitern oder ergänzen, muss sie das gesamtegesamtegesamtegesamte Gemeindegebiet auf seine 
Flächenpotentiale erneuterneuterneuterneut untersuchen und bewerten. 

 
 Dieser Tatbestand ist dadurch begründet, dass der Gesetzgeber durch die Privile-

gierung der Windenergieanlagen im Außenbereich sowohl die eigentumsrechtli-
che Situation der Grundstückseigentümer verbessert, als auch den Anlagen-
betreibern eine Rechtsposition eröffnet hat. Dementsprechend hat auch das Bun-
desverwaltungsgericht in einem Grundsatzurteil ein schlüssigesschlüssigesschlüssigesschlüssiges gesamträumlgesamträumlgesamträumlgesamträumli-i-i-i-
ches Planungskonzeptches Planungskonzeptches Planungskonzeptches Planungskonzept als Grundlage der Steuerung von Windenergieanlagen im 
Außenbereich gefordert.  

 
 Folgerichtig hat der Stadtrat am 18.03.2009 die Teilfortschreibung des wirksamen 

Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 für den Bereich der Windenergie be-
schlossen und den erforderlichen Aufstellungsbeschluss hierzu gefasst. Mit dem 
Beschluss ist die Erarbeitung eines neuen gesamträumlichen Planungskonzeptes 
verbunden, das unter Berücksichtigung vorhandener Restriktionen neue Potential-
flächen darstellen soll, über die im anschließenden Abstimmungs- und Abwä-
gungsprozess zu entscheiden sein wird. 
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2222....    Planungsrechtliche SituatPlanungsrechtliche SituatPlanungsrechtliche SituatPlanungsrechtliche Situatiiiionononon    
    
2222.1.1.1.1    WirksaWirksaWirksaWirksamer Flächennutzungmer Flächennutzungmer Flächennutzungmer Flächennutzungssssplanplanplanplan    
    
 Mit der Novellierung des Baugesetzbuches 1996 hat der Gesetzgeber mit Wirkung 

vom 01.01.1997 auch Anlagen der Wind- und Wasserenergie in den Katalog der 
privilegierten Vorhaben gemäß § 35 Abs. 1 BauGB aufgenommen. Gleichzeitig mit 
der Privilegierung der vorgenannten Anlagen wurde den Gemeinden mit der Ein-
führung des sogenannten Planvorbehaltes ein neues Steuerungsinstrumentarium 
auf der Ebene der Flächennutzungsplanung bzw. Regionalplanung an die Hand 
gegeben: danach stehen gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB einem privilegierten 
Vorhaben auch dann öffentliche Belange entgegen, soweit hierfür durch Darstel-
lungen im Flächennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung Ausweisungen 
an anderer Stelle erfolgt sind. Die Gemeinde als Planungsträger der Flächennut-
zungsplanung wird mit dieser Vorschrift in die Lage versetzt, die Errichtung von 
Windenergieanlagen innerhalb ihres Planungsgebietes positiv zu steuern. Vor-
aussetzung für die Darstellung von Eignungsflächen oder Konzentrationszonen für 
die Windenergie ist, wie auch zwischenzeitlich vom Bundesverwaltungsgericht 
entschieden, die Erarbeitung eines schlüssigen Planungskonzeptes für das gggge-e-e-e-
samtesamtesamtesamte Gemeindegebiet. Eine reine Negativplanung ist rechtlich nicht zulässig. 

 
 Mit der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes im Jahr 2000 hat die Stadt 

Mainz bereits von diesen rechtlichen Steuerungsmöglichkeiten des Baugesetzbu-
ches Gebrauch gemacht und nach Abwägung und Beschlussfassung durch den 
Stadtrat zwei Eignungs- bzw. Konzentrationsflächen für die Nutzung der Wind-
energie, Ebersheim Nord-West und Ebersheim Süd-West im Flächennutzungsplan 
dargestellt. Grundlage der Gebietsdarstellungen bildete eine stadtweite Untersu-
chung und Analyse von Bereichen, die für die Nutzung der Windenergie geeignet 
sind. Dabei sollten die Gebiete neben einer ausreichenden Windhöffigkeit insbe-
sondere eine natur- und umweltverträgliche Einbindung berücksichtigen und ge-
währleisten.  

 
 Beide im FNP dargestellten Eignungsgebiete für die Nutzung der Windenergie sind 

mittlerweile mit jeweils drei Anlagen belegt. Durch die noch geltenden regional-
planerischen Vorgaben von Vorranggebieten, d.h., mehr als fünf Windenergiean-
lagen im räumlichen Verbund sind nur innerhalb von regionalplanerisch ausge-
wiesenen Vorranggebieten zulässig, sind die Potentiale der beiden Mainzer Eig-
nungsflächen unter Berücksichtigung der Planungen der Nachbargemeinden aus-
geschöpft. 

 
 Die Errichtung weiterer Windenergieanlagen im Stadtgebiet von Mainz ist damit 

auf Grundlage des vorliegenden Flächennutzungsplanes derzeit nicht möglich. 
 
 Zur Ausweisung weiterer potentiell geeigneter Standorte für die Nutzung der 

Windenergie im Stadtgebiet Mainz ist daher eine Änderung des wirksamen FlÄnderung des wirksamen FlÄnderung des wirksamen FlÄnderung des wirksamen Flä-ä-ä-ä-
chennutzungsplaneschennutzungsplaneschennutzungsplaneschennutzungsplanes notwendig. 
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2222.2.2.2.2    Landesentwicklungsprogramm RheinlandLandesentwicklungsprogramm RheinlandLandesentwicklungsprogramm RheinlandLandesentwicklungsprogramm Rheinland----Pfalz Pfalz Pfalz Pfalz ---- LE LE LE LEP IVP IVP IVP IV    
    
 Vor dem Hintergrund internationaler und nationaler Vereinbarungen zum Klima-

schutz ist der weitere Ausbau erneuerbarer Energien ein zentrales politisches Ziel 
der Landes Rheinland-Pfalz. Im aktuellen Landesentwicklungsprogramm IV (LEP 
IV) vom 25.11.2008 wurde dementsprechend in Kapitel 5.2 Energieversorgung 
das Leitbild "Nachhaltige Energieversorgung" aufgenommen.  

 
 Grundlage einer nachhaltigen Energieversorgung sind gemäß dem LEP IV die vier 

Pfeiler der rheinlandpfälzischen Energiepolitik: 

� Energieeinsparung 
� rationelle energieeffiziente Energieverwendung 
� Ausbau erneuerbarer Energien 
� Stärkung der eigenen Energieversorgung 

 
 Erneuerbare Energieträger wie Wind, Wasser, Solar, Geothermie und Biomasse 

haben große Potentiale. Zur Steigerung des Anteils erneuerbarer Energieträger 
sind diese u.a. durch regionale Energieversorgungskonzepte planerisch zu sichern 
und weiter auszubauen.  

 
 Dadurch wird auch der Zielsetzung des Kyoto-Protokolls, im Zeitraum von 2008 

bis 2012 die CO2 Emissionen europaweit um 8% und bundesweit um 21% zu re-
duzieren, Rechnung getragen. Darüber hinaus hat sich Rheinland-Pfalz das Ziel 
gesetzt, den Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch bis 2020 auf 30 % 
zu erhöhen. 

 
 In diesem Kontext hat sich das Thema Energieversorgung auch zunehmend zu 

einem wichtigen raumordnerischen Handlungsfeld entwickelt. 
 
 Für den Bereich der Windenergie sind im LEP IV insbesondere die Grundsätze 

G163 und G 164 maßgebend: 
 
    G 163G 163G 163G 163    
 Eine geordnete Entwicklung für die Windenergienutzung soll über die regional- 

oder bauleitplanerische Ausweisung von Vorrang-, Vorbehalts- und Ausschluss-
gebieten sichergestellt werden. 

 
    GGGG    164164164164    
 Die Ansiedlung der Windenergieanlagen soll möglichst flächensparend an men-

schen-, natur- und raumverträglichen Standorten erfolgen. Die Energieerzeu-
gungspotentiale auf von der Regional- und Bauleitplanung ausgewiesenen Stand-
orten sind unter Beachtung der genehmigungsrelevanten Anforderungen zu opti-
mieren. Der Prüfung, wie die gemäß Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) beson-
ders geförderte Möglichkeit des Repowerings an geeigneten Standorten sicherge-
stellt werden kann, ist besonderes Augenmerk zu widmen. 
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 In der Begründung zu Grundsatz G 163 wird u.a. hervorgehoben, dass sowohl in 
der Regional- als auch in der Bauleitplanung zur Ausweisung von Flächen für die 
Nutzung der Windenergie ein auf den jeweiligen Gesamtraum bezogenes eigen-
ständiges, schlüssiges Planungskonzept erforderlich ist. Zur regional-, und bau-
leitplanerischen Steuerung und der Genehmigung von Windenergieanlagen dient 
das interministerielle Rundschreiben "Hinweise zur Beurteilung der Zulässigkeit 
von Windenergieanlagen" im jeweils aktuellen Stand. 

 
 Die Hinweise des interministeriellen Rundschreibens wurden im weiteren Verfah-

ren zur Erarbeitung eines schlüssigen gesamträumlichen Planungskonzeptes für 
die Teilfortschreibung des Flächennutzungsplanes als eine wesentliche Grundlage 
zur Restriktionsanalyse herangezogen.  

 
2222.3.3.3.3    Regionaler Raumordnungsplan RheinhessenRegionaler Raumordnungsplan RheinhessenRegionaler Raumordnungsplan RheinhessenRegionaler Raumordnungsplan Rheinhessen----NaheNaheNaheNahe    
 
    Mit der Rechtsverbindlichkeit des neuen Landesentwicklungsprogramms (LEP IV) 

vom 25.11.2008 besteht auf der Grundlage des Landesplanungsgesetzes die Ver-
pflichtung, innerhalb einer Dreijahresfrist die regionalen Raumordnungspläne an 
die Ziele und Grundsätze des LEP IV anzupassen, d.h., bis zum 24.11.2011 müss-
ten die regionalen Raumordnungspläne zur Genehmigung vorgelegt werden. 

 
 Der für die Stadt Mainz maßgebliche Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-

Nahe befindet sich derzeit in der Neuaufstellung. In diesem Rahmen ist die Steue-
rung der Windenergienutzung auf regionalplanerischer Ebene im Vergleich zum 
Raumordnungsplan von 2004 neu zu konzipieren. 

 
 Der derzeit noch gültige Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2004 

befasst sich unter dem Themenblock "Verkehr und Infrastruktur" mit dem Hand-
lungsfeld (Punkt 4.2) Energiegewinnung und -versorgung. 

 
 In einem allgemeinen Grundsatz fordert der Raumordnungsplan eine bedarfsge-

rechte, umweltschonende Energieversorgung durch Nutzung regenerativer Ener-
giequellen.  

 
 Bezüglich der Windenergie ist das ZielZielZielZiel (Z 1) (Z 1) (Z 1) (Z 1)    formuliert, dass "die Errichtung von 

mehr als fünf Windenergieanlagen im räumlichen Verbundräumlichen Verbundräumlichen Verbundräumlichen Verbund nur innerhalb der im 
Raumordnungsplan dargestellten Vorranggebiete zulässig ist". Des Weiteren ha-
ben in den Vorranggebieten große Windenergieanlagen Vorrang vor kleineren Ein-
zelanlagen. 

  
 Nach dem GrundsatzGrundsatzGrundsatzGrundsatz (G 12) (G 12) (G 12) (G 12) können im Rahmen der Flächennutzungsplanung auf 

der Basis einer gemeindlichen Gesamtkonzeption weitere Standorte für Wind-
energieanlagen geplant werden. Auch auf der gemeindlichen Ebene ist eine Kon-
zentration auf Bereiche mit hervorragender Eignung unter Berücksichtigung der 
Belange des Natur- und Vogelschutzes anzustreben. 

 
 Mit der Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-

Nahe für den Bereich Windenergienutzung im Dezember 1998 wurden die Ziele 
und Grundsätze konkretisiert. In der Planungsregion wurden als Vorrangbereich 
"Gau-Heppenheim / Hochborn" sowie als Vorbehaltsbereich "Freimersheim / 
Flomborn / Mölsheim" klassifiziert. 
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 Auf Grund der regionalplanerischen Vorgaben und den Darstellungen des wirksa-
men Flächennutzungsplanes der Stadt Mainz ist derzeit die Errichtung weiterer 
Windenergieanlagen innerhalb des Stadtgebietes nicht möglich.  

 
 Der Regionale Raumordnungsplan befindet sich aktuell in der Neuaufstellung. 

Hierbei wird durch die Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe das planerische 
Ziel verfolgt, Konzentrationszonen für regionalbedeutsame Windenergieanlagen 
zu schaffen, um eine geordnete Steuerung der Windenergienutzung sowie eine 
Optimierung und effizientere Stromerzeugung zu erreichen. 

 
 Um der Regionalplanung ausreichend Steuerungsmöglichkeiten zu geben und 

eine umfassende Konzentration der Windenergieanlagen zu ermöglichen, ist es 
notwendig, das Ziel 1Ziel 1Ziel 1Ziel 1 und den GGGGrundsatz rundsatz rundsatz rundsatz 12121212 des gültigen Regionalplans 2004, der 
die Anzahl von Windenergieanlagen im räumlichen Verbund auf maximal fünf An-
lagen beschränkt, aufzuhaufzuhaufzuhaufzuheeeebenbenbenben.  

 
 Die methodische Vorgehensweise zur Ermittlung und Festlegung von Vorrangge-

bieten für die Windenergienutzung ist bei beiden Planverfahren in den Grundaus-
sagen vergleichbar (vgl. Ausschlusskriterien und Abstandsflächen). 

 
Aufgrund der vorgenannten Prämissen wäre zu erwarten gewesen, dass trotz un-
terschiedlicher Maßstabsebenen die Darstellung geeigneter Potentialflächen ein-
schließlich ihrer Abgrenzungen zu einem vergleichbaren Ergebnis geführt hätte.  
Der im ersten Anhörverfahren, Anfang Dezember 2010 bis 31.03.2011 von Seiten 
der Regionalplanung ausgewiesene Standort Nr. 01 Mainz-Ebersheim/Klein-
Winternheim weicht deutlich von der im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung 
ermittelten Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung ab. Insbesondere der 
südliche Bereich des geplanten Vorranggebietes steht im Konflikt zu avifaunisti-
schen Fachgutachten, die aktuell der Stadt Mainz vorliegen. 
Vor diesem Hintergrund hat die Stadt Mainz als Verfahrensbeteiligte eine umfas-
sende Stellungnahme einschließlich des qualitätsgesicherten avifaunistischen-
Fachgutachtens beim Träger der Regionalplanung mit der Forderung eingereicht, 
die im Regionalplan ausgewiesene Abgrenzung des Standortes Nr. 01 nochmals 
zu überprüfen und den vorliegenden, aktuellen Erkenntnissen der Stadt Mainz an-
zupassen. 
 

 Durch Veränderungen am regionalplanerischen Konzept wie beispielsweise neben 
Vorranggebieten auch Eignungsgebiete als weitere Gebietskategorie einzuführen, 
wurde ein erneutes Anhörverfahren erforderlich., Diese fand in der Zeit von Anfang 
Juli 2011 bis 31.08.2011 statt. 

  
Im Gegensatz zur 1. Anhörung wurde die Gebietsabgrenzung des geplanten Vor-
ranggebietes Nr. 01 Mainz-Ebersheim/Klein-Winternheim im Norden um ca. 30 ha 
zurückgenommen bzw. verkleinert, im Süden wurde die Gebietsabgrenzung bei-
behalten. Mit Stellungnahme vom August 2011 wurde seitens der Stadt Mainz er-
neut gefordert, die im Regionalplan dargestellte Abgrenzung des Standortes Nr. 
01 Mainz-Ebersheim Nord/Klein-Winternheim sowohl im Norden als auch im Sü-
den den vorliegenden, aktuellen Erkenntnissen der Stadt Mainz anzupassen.  
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Ergänzend zu den der Planungsgemeinschaft bereits vorliegenden avifaunisti-
schen Fachgutachten wurde auch die "Gutachterliche Stellungnahme zu sechs 
vorliegenden avifaunistischen Gutachten" Dr. Bauer, Max-Planck-Institut für Orni-
thologie überreicht. Dieser Vergleich behandelt auch die Zusammenstellung von 
vorliegenden Informationen zur Avifauna durch das Landesamt für Umwelt, Was-
serwirtschaft und Gewerbeaufsicht, welches als Gutachten Eingang in die Fort-
schreibung des RROP gefunden hat. Das Ergebnis des Gutachtens unterstützt und 
bestätigt die von der Stadt Mainzvorgesehene 2-stufige Vorgehensweise im Rah-
men der Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 34. 
 
Die Regionalvertretung hat in ihrer Sitzung am 09.12.2011 dem Regionalplan - 
Teilplan Windenergienutzung zugestimmt. Zuvor hatte der Regionalvorstand die-
sen Teilplan noch abgelehnt.  
 
Laut Presseberichten war das Vorranggebiet Nr. 01, Mainz Ebersheim Nord/Klein-
Winternheim besonders umstritten. Unter Beibehaltung der regionalplanerischen 
Gebietsabgrenzung wurde als Kompromiss vereinbart, dass die Stadt Mainz nach 
Rechtskraft des Teilplanes einen entsprechenden Antrag (auf Zielabweichung) 
einreichen könne. 
In der Tischvorlage "Drs.Nr. V 45/11 VT" der vorgenannten Beschlussfassung zur 
Beratung und Abwägung am 09.12.2011 wird der Sachverhalt hinsichtlich des 
Vermerks des Max-Planck-Institutes vom 04.10.2011 unvollständig und unvollständig und unvollständig und unvollständig und fehlerhaftfehlerhaftfehlerhaftfehlerhaft 
dargestellt. Bereits am 12.10.2011 fand ein Aufklärungsgespräch zwischen der 
Stadt Mainz und den Gutachtern des Max-Planck-Institutes statt, bei dem im we-
sentlichen die bis dato vorliegenden avifaunistischen Kernaussagen bestätigt 
wurden. Insofern hat sich die Einschätzung des Max-Planck-Institutes nicht revnicht revnicht revnicht revi-i-i-i-
diertdiertdiertdiert. Dieser aktuelle Sachstand wird in deDieser aktuelle Sachstand wird in deDieser aktuelle Sachstand wird in deDieser aktuelle Sachstand wird in der Tischvorlage nicht wiedergegebenr Tischvorlage nicht wiedergegebenr Tischvorlage nicht wiedergegebenr Tischvorlage nicht wiedergegeben! 
 
Abweichungen Abweichungen Abweichungen Abweichungen der Flächennutzungsplanänderungder Flächennutzungsplanänderungder Flächennutzungsplanänderungder Flächennutzungsplanänderung Nr. 34 Nr. 34 Nr. 34 Nr. 34 von von von von den  den  den  den iiiin Aufstellung n Aufstellung n Aufstellung n Aufstellung 
befindbefindbefindbefindlichen Zielen der Regionalplanunglichen Zielen der Regionalplanunglichen Zielen der Regionalplanunglichen Zielen der Regionalplanung    ---- Teilplan Windenergienutzung Teilplan Windenergienutzung Teilplan Windenergienutzung Teilplan Windenergienutzung    
    
Die im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung Nr. 34 erfolgte Gebietsabgren-
zung der zukünftigen Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung ist das Er-
gebnis des gesamträumlichen Planungskonzept und den Erkenntnissen der Re-
striktionsanalyse (siehe Punkt 3 der Begründung).  
 
1.1.1.1. Die regionalplanerische Flächenabgrenzung im Norden ist aus Sicht der Stadt 

Mainz nicht nachvollziehbar. Die in sich sehr unterschiedlichen Argumentatio-
nen (von Mindestabstandsfläche, Richtfunk bis Artenschutz) liefern keine sach-
liche Rechtfertigung für die nördliche Gebietsverkleinerung von ca. 30 ha. Die 
von der Planungsgemeinschaft vorgebrachten Artenschutzgründe Artenschutzgründe Artenschutzgründe Artenschutzgründe liegen aus 
Sicht der Stadt Mainz für dieses Gebiet nichtnichtnichtnicht vor vor vor vor. Durch die Rücknahme der 
nördlichen Abgrenzung werden vorhandene Potenzialflächen nicht genutzt, 
substantieller Raum von ca. 30 ha für regenerative Energien geht verloren. 
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2.2.2.2.    Die Abweichungen im Osten resultieren aus differenzierten Abständen zu Ge-
werbe- und Industriegebieten. Da der Abstand zwischen dem Gewerbegebiet 
Mainz-Hechtsheim und der westlichen Stadtgebietsgrenze max. 500 m beträgt, 
wurde eine reduzierter Mindestabstandsfläche von 350 m zu Gewerbe- und In-
dustriegebieten anstelle der 400 m auf Ebene der Regionalplanung beschlos-
sen, um der Windenergienutzung noch substantiellen Raum zu geben.  

    
3.3.3.3. Das Zurückbleiben der städtischen Konzentrationsfläche hinter der Gebietsab-

grenzung des geplanten regionalplanerischen Vorranggebietes im Süden be-
gründet sich aus naturschutzfachlichen bzw. artenschutzrechtlichen Aspekten. 
Neben dem städtischen Fachgutachten zur Avifauna wird dem südlichen Pla-
nungsraum auch im Gutachten des Landesamtes für Umwelt, Wasserwirtschaft 
und Gewerbeaufsicht (LUWG) vom Oktober 2010 ein bedeutender Vogelzug be-
scheinigt und  ein anlagenfreier Korridor von 2 km Breite zur Vermeidung einer 
Barrierewirkung für erforderlich gehalten. Die Lage des Korridors ist durch den 
Bestand von bereits errichteten Windenergieanlagen (Standorte Eberheim-
Nordwest und Ebersheim-Südwest sowie einer Einzelanlage westlich von 
Mainz-Ebersheim inmitten des Zugkorridors) vorgegeben. Unter Berücksichti-
gung der notwendigen Breite sowie der Hauptzugrichtung NO-SW ergibt sich  
die aktuelle Abgrenzung der städtischen Konzentrationsfläche zur Windener-
gienutzung. Die aktuelle Gebietsabgrenzung der Konzentrationsfläche ist auf 
der Grundlage der vorliegenden avifaunistischen Erkenntnisse sachlich ge-
rechtfertigt und begründet. Diese fachgutachterlich begründete Gebietsabgren-
zung definiert zunächst planungsmethodisch die 1. 1. 1. 1. VeVeVeVerrrrfahrenssfahrenssfahrenssfahrensstufetufetufetufe der städti-
schen Vorgehensweise zur Darstellung weiterer Potentialflächen zur Windener-
gienutzung und ermöglicht die umweltverträgliche Errichtung weiterer Wind-
energieanlagen.  

 
Die Errichtung und der Betrieb der Windenergieanlagen werden sodann von ei-
nem Monitoring-Programm zum Verhalten der Zug- und Rastvögel beglei-
tet.Sofern diese Untersuchung eine Erweiterung der Konzentrationsfläche zur 
Windenergienutzung  z.B. nach Süden ermöglicht, könnte diese in einer weite-
ren Flächennutzungsplanänderung, 2. 2. 2. 2. VerfahrenssVerfahrenssVerfahrenssVerfahrensstufetufetufetufe, erfolgen.     
Diese planerische Erweiterung könnte auch dann erfolgen, wenn die derzeit 
bestehenden "Hindernisse", die Windenergieanlagen am Standort Ebersheim-
Südwest, abgebaut worden sind. 
(Unter Punkt 5 und 6 der Begründung werden die Ergebnisse der Fachgutach-
ten zur Umwelt sowie die daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen ausführlich 
dargelegt und begründet). 
 
Zusammenfassend könnte somit die endgültige Konzentrationsfläche zur Wind-
energienutzung mit Realisierung der 2. Verfahrensstufe ca. 30 ha und damit 
deutlich größer als das regionalplanerische Vorranggebiet dargestellt werden 
und würde dementsprechend der Windenergienutzung ausreichend substan-
tiellen Raum verschaffen. 
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Der Träger der Regionalplanung beabsichtigt in der aktuellen Beschlussvorlage 
vom 11.11.2011 folgende Zielformulierungen: 
 
Z 2Z 2Z 2Z 2 Außerhalb der Vorrang- und Eignungsgebiete ist die Errichtung raumbedeut-

samer Windenergieanlagen ausgeschlossen, wenn die durchschnittliche 
Windgeschwindigkeit weniger als 6,0 m/sec – gemessen auf der Basis des 
DWD-Windfeldmodells -beträgt. Vorranggebiete haben zugleich die Wirkung 
von Eignungsgebieten, wonach die Errichtung von Windenergieanlagen an 
anderer Stelle im Planungsraum außerhalb der Vorrang- und Eignungsgebiete 
ausgeschlossen sind (§ 8 Abs. 7 ROG). 

 
Z 3Z 3Z 3Z 3 Als Ausschlussgebiete werden Gebiete festgelegt, in denen die Errichtung von 

Windenergieanlagen ausgeschlossen ist und in denen die durchschnittliche 
Windgeschwindigkeit weniger als 6,0 m/sec – gemessen auf der Basis des 
DWDWindfeldmodells– beträgt. Der Raum, auf den sich die Ausschlusswir-
kung der Festlegung von Vorrang- und Eignungsgebieten bezieht, setzt sich 
zudem aus Ausschlussgebieten zusammen, die sich teilweise überlagern." 

 
Für diese Ziele der Raumordnung, soweit sie rechtsverbindlich würden, bestünde  
für die Flächennutzungsplanänderung Nr. 34 eine Anpassungspflicht; als derzeit in 
Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung eine  Berücksichtigungspflicht. 
Eine Anpassungs- bzw. Berücksichtigungspflicht an die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung wird allerdings nur von solchen Zielen ausgelöst, die ord-
nungsgemäß in dem nach Landesplanungsgesetz vorgesehenen Verfahren zu-
stande gekommen sind. Im vorliegenden Fall sind die Gebietsabgrenzungen des 
zukünftigen Vorranggebietes Nr. 01 weder im Norden noch im Süden, wie eingangs 
beschrieben, nachvollziehbar bzw. stehen im Widerspruch zu naturschutzfachli-
chen Erkenntnissen der Stadt Mainz.  
Eine unkritische, ungeprüfte Anpassung/Berücksichtigung der Ziele der Raumord-
nung im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung würde zu einem Abwägungs-
fehler führen (vgl. OVG Lüneburg 12. Senat, Urteil vom 31.03.2011, Aktz.: 12 KN 
187/08). 
 
Die Raumplanung erfolgt aber trotz der Bindungswirkung nicht nur einseitig von 
oben nach unten. Auf der Grundlage des in § 1 Abs. 3 Raumordnungsgesetz (ROG) 
definierten Gegenstromprinzips sind bei den Festlegungen im Raumordnungsplan 
die Gegebenheiten und Erfordernisse der Teilräume (und ihrer formellen wie in-
formellen Planungen) mit zu berücksichtigen. Im vorliegenden Fall ist durch den 
Träger der Regionalplanung diese Berücksichtigungspflicht nachweisbar nicht er-
folgt, eine materielle Auseinandersetzung mit den umfangreichen Stellungnahmen 
und Fachgutachten der Stadt Mainz im Rahmen der beiden Anhörverfahren ist 
nicht erkennbar. Neben den fachlichen Stellungnahmen wurden der Planungsge-
meinschaft auch die aktuellen ornithologischen Fachgutachten zur Verfügung ge-
stellt, die aufgrund ihrer hohen Artenschutzrelevanz maßgeblich die südliche Ge-
bietsabgrenzung der kommunalen Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung 
mitbestimmt haben. In den jeweiligen Abwägungstabellen zu den beiden Anhör-
verfahren wird allerdings lediglich auf die "maßgeblichen" Aussagen des LUWG 
verwiesen und die Anregungen zur Kenntnis genommen.  
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Insbesondere bei diesen komplexen Sachverhalten und Naturgegebenheiten ist 
diese Form der materiellen Auseinandersetzung nicht ausreichend. Bei der Be-
rücksichtigungspflicht des Trägers der Regionalplanung im Rahmen des Gegen-
stromprinzips handelt es sich um ein materiellein materiellein materiellein materiell----rechtliches Abwägungsprinziprechtliches Abwägungsprinziprechtliches Abwägungsprinziprechtliches Abwägungsprinzip, das 
bei einem Verstoß zur Rechtswidrigkeit des Planes führen kann. 
 
In der Abwägungstabelle der Planungsgemeinschaft zur Beschlussfassung des Re-
gionalplanes - Teilplanes Windenergienutzung am 09.12.2011wird die begründete 
Stellungnahme der Stadt Mainz zu den Abweichungen der städtischen Konzentra-
tionsfläche u.a. dahingehend kommentiert, dass "der Träger der Bauleitplanung in 
seinem Verfahren das Ziel der Raumordnung näher konkretisieren und begründet 
abweichen kann". 
 
Dies wird im begründeten Fall eines Zurückbleibens hinter den Ausweisungen des 
Regionalplanes möglich sein. Bei einer deutlichen Überschreitung des geplanten 
Vorranggebiets von ca. 30 ha im Norden, bei deren Fläche es sich nach der Ziel-
formulierung um ein Ausschlussgebiet handeln würde, wäre diese Fläche dann nur 
noch mit Hilfe eines aufwendigen Zielabweichungsverfahrens (trotz der Parallelität 
der beiden Planverfahren) realisierbar.  
 
Da auch Regionalpläne auf der Grundlage einer planerischen Abwägung zu be-
schließen sind, hat sich der Abwägungsvorgang an den vergleichbaren Vorgaben, 
wie sie für die Bauleitplanung gelten, auszurichten. Im Fall der Standortsteuerung 
von Windenergieanlagen auf Ebene der Regionalplanung muss daher auch dem 
Regionalplan ein schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept zugrunde lie-
gen, dass den allgemeinen Anforderungen des planungsrechtlichen Abwägungs-
gebots gerecht wird. Dies wird bei der Neuaufstellung des Regionalplanes - Teil-
plan Windenergienutzung insbesondere im Hinblick auf die Gebietsabgrenzung 
des geplanten Vorranggebietes Nr. 01 in Frage gestellt, da nicht erkennbar wird, 
dass sich der Träger der Regionalplanung mit den Eingaben der Stadt Mainz ein-
schließlich der Fachgutachten und den damit verbundenen Konsequenzen hinrei-
chend auseinandergesetzt hat.   
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die im Regionalplanentwurf dargestellte 
Abgrenzung des Vorranggebietes Standort Nr. 01 Mainz-Ebersheim / Klein-
Winternheim sowohl im Norden als auch im Süden den aktuellen Erkenntnissen 
der vorliegenden Fachgutachten und der geplanten Vorgehensweise der Stadt 
Mainz anzupassen ist bzw. zwischen Vorrang- Vorbehalt- oder Eignungsgebiet zu 
differenzieren wäre. 
    

     
3.3.3.3.    MethodischeMethodischeMethodischeMethodische Vorgehensweise  Vorgehensweise  Vorgehensweise  Vorgehensweise ---- Gesam Gesam Gesam Gesamtttträumliches Konzepträumliches Konzepträumliches Konzepträumliches Konzept    
    
 Eignungs- bzw. Konzentrationsflächen für die Windenergienutzung können nur auf 

solchen Flächen dargestellt bzw. ausgewiesen werden, die dafür auch geeignet 
sind. Um eine sachgerechte Abwägung aller privaten und öffentlichen, umwelt- 
und naturschutzfachlichen sowie ökonomischen Belange zu erreichen, ist das 
Stadtgebiet flächendeckend nach nachvollziehbaren Kriterien zu untersuchen und 
nach aktuellen fachlichen Erkenntnissen zu bewerten. 
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3.13.13.13.1    KKKKriterienriterienriterienriterienkatalogkatalogkatalogkatalog    
    
 Bei der Erarbeitung des gesamträumlichen Planungskonzeptes sind daher in einer 

ersten Arbeitsphase zunächst alle planungsrelevanten Restriktionen (normative 
Ausschlusskriterien) zu ermitteln und in ihrer räumlichen Ausprägung darzustel-
len. Diese Restriktionsanalyse wurde in mehreren Arbeitsschritten für das Stadt-
gebiet durchgeführt. Nachfolgend sind die wesentlichen Arbeitsschritte kurz skiz-
ziert: 

 
3.1.13.1.13.1.13.1.1    AusschlussgebieteAusschlussgebieteAusschlussgebieteAusschlussgebiete  
    
 Im ersten Arbeitsschritt wurden alle Flächen bzw. Gebiete definiert, die auf Grund 

ihres rechtlichen Schutzstatus (z.B. Wohngebiete, Naturschutzgebiete etc.) für ei-
ne Nutzung der Windenergie grundsätzlich ausgeschlossen sind (absolute Aus-
schlusskriterien). In der nachfolgenden Tabelle sind diese Gebiete als Aus-
schlussgebiete festgelegt (siehe Kriterienkatalog). 

    
3.1.23.1.23.1.23.1.2    Mindestabstände / Mindestabstände / Mindestabstände / Mindestabstände / Pufferzonen Pufferzonen Pufferzonen Pufferzonen     
    

Im zweiten Arbeitsschritt wurden in Anlehnung an das interministerielle Rund-
schreiben "Hinweise zur Beurteilung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen" 
vom 30.01.2006, bundesweite Recherchen, Auswertungen von Fachliteratur Min-
destabstände zu schutzbedürftigen Nutzungen als Pufferzone festgelegt (siehe 
Kriterienkatalog).  
 
Die Festlegung von differenzierten Mindestabständen dient insbesondere der Be-
rücksichtigung des Immissionsschutzes sowie der Vermeidung möglicher Nut-
zungskonflikte.  
 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass zur Berücksichtigung des Immissionsschutzes 
auf der Ebene der Flächennutzungsplanung die konkrete Prüfung der zukünftigen 
Immissionen nicht in der Dichte erfolgen kann, wie sie z.B. im nachgeordneten 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren notwendig ist.  
Bei der im Flächennutzungsplan vorzunehmenden flächenmäßigen Zuordnung 
verschiedener Nutzungsbereiche "in den Grundzügen" ist es daher zulässig , pau-
schalierte Abstände zu schützenwerten Nutzungen zu wählen, da mit der Darstel-
lung von Konzentrationsflächen für die Windenergienutzung weder die Anzahl und 
die Standorte der künftigen Anlagen sowie weitere für die Beurteilung des Emissi-
onsverhaltens maßgebliche Parameter (z.B. Anlagenhöhe, Anlagentyp etc.) vorge-
geben werden. 

 
 Nach den vorgenannten Hinweisen wird bei der Darstellung von Flächen für Wind-

energienutzung beispielsweise die Einhaltung eines Abstandes von 1000 m zu 
Wohngebieten empfohlen, wenn dadurch die Planungsspielräume nicht in unver-
tretbarem Maße eingeengt werden. Bei der Einhaltung dieses Abstandes ist in der 
Regel davon auszugehen, dass dem Schutz öffentlicher und privater Belange in 
dem gebotenem Umfang Rechnung getragen wird und mögliche Nutzungskonflikte 
vermieden werden.  
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Im Gegensatz zu Wohngebieten wird zu einzelnen Wohngebäuden im Außenbe-
reich ein geringerer Abstand von 400 m empfohlen. Diese Differenzierung wird 
damit begründet, dass die Zumutbarkeit von Geräuschbelastungen gebietsspezi-
fisch zu bestimmen sind und für Wohnnutzungen im Außenbereich ein verminder-
tes Schutzniveau gegenüber klassifizierten Wohngebieten gilt. Nach der Recht-
sprechung des OVG Koblenz (Aktz.: 1 A 11127/02) vom 12.06 2003 muss der im 
Außenbereich Wohnende zumindest die Immissionen wie in einem Misch- / Dorf-
gebiet hinnehmen. Diese liegen bei 45 dB (A) als Nachtgrenzwert.  
In diesem Zusammenhang ist grundsätzlich anzumerken, dass die städtebauliche 
Leitvorstellung des Gesetzgebers für die Beurteilung der Zulässigkeit von Vorha-
ben im Außenbereich dadurch geprägt ist, den Außenbereich von baulichen Anla-
gen freizuhalten, soweit diese nicht ihrem Wesen nach in den Außenbereich gehö-
ren. Dementsprechend sind in § 35 Abs. 1 BauGB Vorhaben definiert, die privile-
giert im Außenbereich zulässig und diesem zugeordnet sind. Mit der grundsätzli-
chen Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 BauGB ist aber noch keine Entscheidung ü-
ber den konkreten Standortkonkreten Standortkonkreten Standortkonkreten Standort getroffen. Wohngebäude im Außenbereich müssen 
neben der räumlichen Zuordnung zu dem landwirtschaftlichen Betrieb diesem als 
nicht landwirtschaftlicher Betriebsteil auch "dienen". Da auch Windenergieanla-
gen zum Katalog der privilegierten Vorhaben zählen, ist es auch aufgrund des ei-
genen Emissionsverhaltens landwirtschaftlicher Betriebsstätten plausibel und 
begründbar, dass die landwirtschaftlichen Betriebsstätten einschließlich der zu-
gehörigen Wohngebäude selbst Immissionen wie in einem Misch-/Dorfgebiet hin-
zunehmen haben (von der Systematik vergleichbar dem verminderten Schutzsta-
tus von ausnahmsweise zulässigen Wohnungen in Gewerbegebieten). 
 

 Nach dem aktuellen Kenntnisstand bieten die dargestellten Abstandsflächen ei-
nerseits einen ausreichenden Schutz der betroffenen Schutzgüter, andererseits 
soll dadurch auch der privilegierten Nutzung der Windenergie in substanzieller 
Weise Raum geschaffen werden.  

 
 Mit den vorgenannten Mindestabstandsflächen zu Siedlungsgebieten wird außer-

dem sichergestellt, dass den Belangen des DenkmalschutzesDenkmalschutzesDenkmalschutzesDenkmalschutzes, insbesondere des 
Umgebungsschutzes, Rechnung getragen wird. Innerhalb des Planungsgebietes 
sind keine Bau- und Bodendenkmäler vorhanden, jedoch wurde innerhalb des 
Planungsverfahrens ein möglicher Umgebungsschutz des Kulturdenkmals 
"Chausseehaus, Mainz-Marienborn" thematisiert. Das Kulturdenkmal befindet 
sich in ca. 1000 m Entfernung zur nördlichen Gebietsgrenze der geplanten Kon-
zentrationsfläche zur Windenergienutzung. Von Seiten der Denkmalfachbehörde 
wird bestätigt, dass die Eigenschaft auch als kulturlandschaftsprägender Solitär-
bau in den vergangenen Jahrzehnten vielfach und von mehreren Seiten verstellt 
bzw. beseitigt worden ist. Lediglich ein begrenztes Segment (fast) freier agrarisch 
genutzter Kulturlandschaft würde nach Süden hin den ursprünglichen Eindruck 
bewahren.  
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 Die umfangreichen Untersuchungen haben ergeben, dass der bestehende Stand-
ort Ebersheim Nordwest für die Nutzung der Windenergie grundsätzlich geeignet 
ist. An diesem Standort sind bereits fünf Windenergieanlagen errichtet, so dass 
der Planungsraum insgesamt bereits durch diese Vorbelastung geprägt wird. Das 
Kulturdenkmal "Chausseehaus 1" wurde durch ein nach Süden ausgerichtetes 
großvolumiges Nebengebäude, vermutlich eine landwirtschaftliche Gerätehalle, 
derart verstellt, so dass der Betrachter aus maßgeblicher Entfernung (ca. 1000 m) 
und unter Berücksichtigung der Topographie lediglich die rote Ziegeldachfläche 
mit teils großen Dachöffnungen in Form von Dachflächenfenstern wahrnimmt. Ei-
ne erhebliche denkmalrelevante Beeinträchtigung ist durch eine mögliche Erwei-
terung des Windparks Ebersheim-Nordwest nicht zu erwarten. 

 
 Mit der Flächennutzungsplanänderung werden die planungsrechtlichen Voraus-

setzungen zur Errichtung weiterer Windenergieanlagen innerhalb des Stadtgebie-
tes Mainz geschaffen. Eine zentrale Planungsleitlinie bei der Erarbeitung des ge-
samträumlichen Konzeptes ist die Konzentration Konzentration Konzentration Konzentration weiterer potentieller Windener-
gieanlagen an einem bereits bestehenden und geeigneten Standort, um damit  
auch mögliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes räumlich zu begrenzen. 

 
 Des weiteren ist in diesem Zusammenhang auf das am 30.07.2011 in Kraft getre-

tene "Gesetz zur Stärkung der klimagerechten Entwicklung und Gemeinden" hin-
zuweisen. Danach soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB "den Erfordernissen des Klima-
schutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als 
auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung ge-
tragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu 
berücksichtigen". 

 Da die Windkraft derzeit die effizienteste und wirtschaftlichste Anwendung der 
regenerativen Energien ist, wird unter Berücksichtigung der vorgenannten 
Gestzesnovellierung dem öffentlichen Belang des Klimaschutzes Vorrang vor dem 
Belang des Denkmalschutzes eingeräumt, zumal denkmalrelevante Beeinträchti-
gungen des Kulturdenkmals "Chausseehaus, Mainz-Marienborn" wenn überhaupt 
nur unwesentlich wahrnehmbar sind.  

 
3.1.33.1.33.1.33.1.3    WindhöffigkeitWindhöffigkeitWindhöffigkeitWindhöffigkeit    
    
 In einem weiteren Arbeitsschritt wurde die Windhöffigkeit für das gesamte Stadt-

gebiet auf seine Eignung für die Windenergienutzung flächendeckend zur Qualifi-
zierung potentiell windenergetisch rentabler Flächen untersucht.  

 
 Nach dem geltenden Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) besteht für Anlagen, die 

nicht 60% des sogenannten Referenzertrages erzielen, kein Anspruch auf eine ge-
setzliche Vergütung. Damit entfallen die ökonomischen Anreize zur Errichtung von 
Windenergieanlagen an windschwachen Standorten. 
 
Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Windkraftnutzungseignung im 
Bereich des nördlichen Stadtgebietes als schlecht einzustufen (der Ertrag ist klei-
ner als 60% des Referenzertrages) und für die übrigen Bereiche als mäßig zu beur-
teilen ist. Für das in Rede stehende Gebiet wurde zwar eine mäßige Windkraftnut-
zungseignung festgestellt, diese liegt aber insgesamt über dem Referenzertrags-
kriterium gemäß EEG, so dass die grundsätzliche Eignung des Plangebietes nach-
gewiesen wurde. 
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3.1.43.1.43.1.43.1.4    ZwischenergebnisZwischenergebnisZwischenergebnisZwischenergebnis    
    
 Nach der Auswertung und kartographischen Verschneidung der Ergebnisse der 

drei vorangegangenen Arbeitsschritte wurden als Zwischenergebnis die Potential-
flächen zur Nutzung der Windenergie ermittelt, allerdings mit der Einschränkung, 
dass auf Grund vorliegender Hinweise für diese Bereiche vertiefende gutachterli-
che Untersuchungen zum Vogel- und Artenschutz durchgeführt werden müssen. 

 
 Das Zwischenergebnis wurde den städtischen Gremien vorgelegt und vom Bau- 

und Sanierungsausschuss in seiner Sitzung am 04.02.2010 zur Kenntnis genom-
men. 

    
3.1.53.1.53.1.53.1.5    ArtenschutzArtenschutzArtenschutzArtenschutz    
    
 Im abschließenden Arbeitsschritt wurden die Ergebnisse der "Zug- und Rastvogel-

kartierung im Stadtgebiet Mainz", Überarbeiteter Entwurf: Wegzug - 2009 und 
Heimzugperiode 2010 ausgewertet und die grundlegenden Aussagen bzw. Bewer-
tungen bei der Festlegung weiterer Potentialflächen für die Windenergie berück-
sichtigt.  

 
 Bei der Beachtung des Artenschutzes geht es vor allem darum, festzustellen, wel-

che Auswirkungen die Errichtung von Windenergieanlagen auf einzelne Arten ha-
ben. Des Weiteren ist sicherzustellen, dass die Belange dieser (geschützten) Arten 
Berücksichtigung finden.  

 
 Vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtsprechung des OVG Koblenz (siehe Punkt 

4 der Begründung) ist insbesondere das Thema Vogelzug weiter zu qualifizieren, 
um potentielle artenschutzrechtliche Konflikte zwischen zukünftigen Konzentrati-
onsflächen zur Windenergienutzung und dem Vogelschutz zu minimieren bzw. 
auszuschließen.  

 
 Auf Grund der zu Beginn des Planverfahrens durch das Umweltamt vorgelegten 

Hinweise des Landesamtes für Umweltschutz, Wasserwirtschaft und Gewerbeauf-
sicht (LUWG), dass das Stadtgebiet Mainz vollständig in einem sogenannten 
Hauptdurchzugskorridor (mit überregionaler Bedeutung) des Vogelzugs liegt, war 
es erforderlich, diese Aussagen durch ein Fachgutachten zur Zug- und Rastvogel-
kartierung weiter zu vertiefen bzw. zu qualifizieren. Denn nach den Hinweisen des 
interministeriellen Rundschreibens zur Zulässigkeit von Windenergieanlagen 
(a.a.O.) sowie der aktuellen Rechtsprechung gehören Hauptvogelzuglinien zu den 
Gebieten, die generell nicht als Standorte für Windenergieanlagen in Betracht 
kommen. 

 
 Die Ergebnisse des aktuellen Vogelgutachtens bestätigen vorliegende Erkenntnis-

se zum Hauptdurchzugskorridor insbesondere zur Zugrichtung, kommen aber auf 
Grund einer umfangreichen Datenerhebung zu einer differenzierten Beurteilung. 

 Die Ergebnisse des Fachgutachtens "Zug- und Rastvogelkartierung im Stadtgebiet 
Mainz" sind unter Punkt 6 dieser Begründung zusammengefasst dargestellt sowie 
als Anlage der Begründung beigefügt.  
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3.1.63.1.63.1.63.1.6    KriterienkatalogKriterienkatalogKriterienkatalogKriterienkatalog    
 
 In der nachfolgenden Tabelle sind die rechtlich normierten Ausschlusskriterien, 

sowie die zu den einzelnen Ausschlussflächen einzuhaltenden Mindestabstände, 
dargestellt.  

 
TabelleTabelleTabelleTabelle 1 1 1 1: : : : AusschlussAusschlussAusschlussAusschluss---- und  und  und  und Abstandskriterien zur Ermittlung von FlächenpotentiAbstandskriterien zur Ermittlung von FlächenpotentiAbstandskriterien zur Ermittlung von FlächenpotentiAbstandskriterien zur Ermittlung von Flächenpotentia-a-a-a-
len für die Winlen für die Winlen für die Winlen für die Winddddenergienergienergienergieeee    

 

AusschlussgebieteAusschlussgebieteAusschlussgebieteAusschlussgebiete    
(Ausschluss Gebietsfl(Ausschluss Gebietsfl(Ausschluss Gebietsfl(Ausschluss Gebietsflääääche)che)che)che)    

empfohlenerempfohlenerempfohlenerempfohlener    MiMiMiMin-n-n-n-
destabstanddestabstanddestabstanddestabstand (zu G (zu G (zu G (zu Ge-e-e-e-
bietsflbietsflbietsflbietsflääääche)che)che)che)        

BemerkungenBemerkungenBemerkungenBemerkungen    

ArtenArtenArtenArten----, Biotop, Biotop, Biotop, Biotop---- und Lan und Lan und Lan und Landdddschaftsschutzschaftsschutzschaftsschutzschaftsschutz    

Naturschutzgebiet    200m 

Europäisches Netz "Natura 
2000" 

   200m 

Naturdenkmal    200m 

geschützter Landschaftsbe-
standteil 

   200m 

gesetzlich geschützte Biotope    200m 

Vorranggebiete für den Arten 
und Biotopschutz RROP 

Einzelfallprüfung 

Vgl. Hinweise zur Beur-
teilung der Zulässigkeit 
von Windenergieanla-
gen des Landes Rhein-
land-Pfalz vom 
30.01.2006, 
Beachtung TA Lärm und 
DIN 18005 

RessourcenschutzRessourcenschutzRessourcenschutzRessourcenschutz    

Wasserschutzgebiete Zone I 
und II 

kein Abstand erfor-
derlich 

 

Überschwemmungsgebiete 
kein Abstand erfor-
derlich 

Auf Grund der topogra-
fischen Situation (Tal-
raum) ungeeignet für 
Windenergie 

SiedlungsflächeSiedlungsflächeSiedlungsflächeSiedlungsfläche    

Wohngebiete  
1.000m 
 

Wohngebäude im Außenbe-
reich 

   400m 

Mischgebiete    400m 

Gewerbe- und Industriegebiete    350m**** 

Vgl. Hinweise zur Beur-
teilung der Zulässigkeit 
von Windenergieanla-
gen des Landes Rhein-
land-Pfalz vom 
30.01.2006, 
Beachtung TA Lärm und 
DIN 18005 
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Verkehr und InfrastrukturVerkehr und InfrastrukturVerkehr und InfrastrukturVerkehr und Infrastruktur    

Klassifizierte Straßen Einfache Kipphöhe  

Verkehrslandeplätze (Finthen) 
2.500m / Höhenbe-
schränkung 100m 

 

Richtfunkstrecken       50m  
Siehe  Punkt 3.2 der 
Begründung 

Hochspannungsleitungen Einfache Kipphöhe  

   
 

EEEEingeschränkt nutzbare ingeschränkt nutzbare ingeschränkt nutzbare ingeschränkt nutzbare  Fl Fl Fl Flä-ä-ä-ä-
chechechechennnn        

    VoraussetzungVoraussetzungVoraussetzungVoraussetzung    BemerkungenBemerkungenBemerkungenBemerkungen    

ArtenArtenArtenArten----, Biotop, Biotop, Biotop, Biotop---- und Lan und Lan und Lan und Landdddschaftsschutzschaftsschutzschaftsschutzschaftsschutz    

Lebensräume des Feldhams-
ters 

Einzelfallprüfung 

Nachweis im nachge-
ordneten Genehmi-
gungsverfahren nach 
BImSchG 

Ornithologisch sensible Flä-
chen 

Einzelfallprüfung 

Zur Vertiefung der Aus-
sagen des LUWG wurde 
ein Gutachten zur Zug- 
und Rastvogelkartie-
rung vergeben 

Zusätzlich schutzwürdige Bio-
tope und Strukturen 

Einzelfallprüfung Nachweis im nachge-
ordneten Genehmi-
gungsverfahren nach 
BImSchG 

Kompensationsflächen Einzelfallprüfung Nachweis im nachge-
ordneten Genehmi-
gungsverfahren nach 
BImSchG 

Ventilations- und Kaltluftab-
flussbahnen 

Einzelfallprüfung  

Landschaftsschutzgebiet  Einzelfallprüfung Beschluss des Bau- 
und Sanierungsaus-
schusses am 
04.02.2010 zum Zwi-
schenbericht Flächen-
nutzungsplanänderung 
Nr. 34: 
"Der Bereich Lauben-
heimer Höhe soll nicht 
vorab bereits für Anla-
genstandorte ausge-
schlossen werden"  
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RessourcenschutzRessourcenschutzRessourcenschutzRessourcenschutz    

Vorrang- und Abbauflächen 
von Rohstoffen 

Einzelfallprüfung  

 
 **** Der Bau- und Sanierungsausschuss hat in seiner Sitzung am 31.03.2011 be-

schlossen, die Mindestabstandsfläche im Kriterienkatalog für Gewerbe- und In-
dustriegebiete von 200 m auf 350 m zu erhöhen. Hintergrund der Beschlussfas-
sung war neben Vermarktungsaspekten auch die Berücksichtigung der in Gewer-
begebieten planungsrechtlich ausnahmsweisen Zulässigkeit von Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter.  

 
3333....2222    Ermittlung weiterer PotentialErmittlung weiterer PotentialErmittlung weiterer PotentialErmittlung weiterer Potentialfffflächenlächenlächenlächen / Zwischene / Zwischene / Zwischene / Zwischenerrrrgebnisgebnisgebnisgebnis    
    
 Bei den Untersuchungen zur Ermittlung weiterer Flächenpotentiale für die Wind-

energie hat die Auswertung der planungsrelevanten Restriktionen gezeigt, dass 
der Ausweisung weiterer Flächen zur Nutzung der Windenergie in weiten Teilen 
des Stadtgebietes verschiedene Belange entgegen stehen, die praktisch nicht zu 
überwinden sind. Allein der Ausschluss bestimmter Gebiete und die Darstellung 
von Schutz- bzw. Mindestabständen zu sensiblen Nutzungen reduziert die in Fra-
ge kommenden Eignungsflächen in erheblichem Umfang. Die einzuhaltenden Ab-
standsflächen insbesondere zu Wohngebieten schließen größte Teile des Stadt-
gebietes für die Nutzung der Windenergie nahezu vollständig aus. 

 
 Ergänzend zu diesem Sachverhalt bestätigt die Restriktionsanalyse eine Überlage-

rung von mehreren Restriktionen in vielen Bereichen des Stadtgebietes. 
 
 Zur räumlichen Darstellung dieses Sachverhaltes wurden die Ausschlussflächen 

und die einzuhaltenden Abstände zu Wohn-, Misch- und Gewerbegebieten, Natur-
schutz- und Natura 2000 Gebieten sowie zu Richtfunkstrecken, Straßen und dem 
Verkehrslandeplatz Finthen in eine thematische Karte eingearbeitet (Restriktions-
karte). 

 
 Trotz umfangreicher Ausschlusskriterien und einzuhaltender Mindestabstände zu 

sensiblen Nutzungen konnte auf Grund der Restriktionsanalyse ein Teilraum (zwi-
schen Hechtsheim und Ebersheim) ermittelt werden, der zunächst keine (normati-
ven) Ausschlusskriterien (gem. Tabelle 1) für die Nutzung der Windenergie auf-
zeigt. 

 
 Die Eignung dieses Teilraumes als weiteres Flächenpotential für die Windenergie-

nutzung steht aber unter dem Vorbehalt, dass auf Grund vorliegender Hinweise 
zum Vogelzug artenschutzrechtliche Aspekte einer gewünschten Windenergienut-
zung entgegen stehen können. Diese Aussagen, die im Wesentlichen auf den 
Hinweisen des LUWG basieren, lagen bisher lediglich auf der Basis einer klein-
maßstäblichen Karte vor (gesamtes Stadtgebiet), so dass Differenzierungen wie 
beispielsweise Aussagen zu Teilräumen nicht vorgenommen werden konnten.  
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 Mit der Vorlage Nr. 1728 / 2009 wurde den zuständigen städtischen Gremien die-
ses Zwischenergebnis vorgelegt. Der Bau- und Sanierungsausschuss hat am 
04.02.2010 daraufhin den Zwischenbericht zur Kenntnis genommen und be-
schlossen, dass der Bereich Laubenheimer Höhe nicht vorab bereits für Anlagen-
standorte ausgeschlossen werden soll. Zunächst sollen jedoch die Bereiche zwi-
schen Hechtsheim und Ebersheim vertieft in die Umweltuntersuchungen aufge-
nommen werden. Die Ergebnisse und Empfehlungen der Gutachten sind in Kapitel 
6 der Begründung zusammengefasst. 

 
 Als weiterer Aspekt des Kriterienkataloges war zu untersuchen, inwieweit der Teil-

raum bzw. die geplante Konzentrationsfläche durch vorhandene Richtfunkstre-
cken betroffen ist. Im Rahmen des Anhörverfahrens wurde daher neben den Mo-
bilfunkbetreibern die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikati-
on, Post und Eisenbahnen (BNetzA) beteiligt.  

 
 Die BNetzA teilt die Frequenzen für das Betreiben von zivilen Richtfunkanlagen zu 

und teilt die Namen der für das Plangebiet in Frage kommenden Richtfunkbetrei-
ber den anfragenden Stellen mit. In dem Planungsgebiet wurden durch die BNetzA 
sowohl Punkt-zu-Punkt-Richtfunkstrecken als auch Punkt-zu-Mehrpunkt-
Richtfunkanlagen mit Angabe der Richtfunkbetreiber ermittelt. 
Von Seiten der BNetzA wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die vorliegen-
den Informationen über den aktuellen Richtfunkbelegungszustand für ein be-
stimmtes Gebiet ggf. in kürzester Zeit nicht mehr zutreffend sind, da der Richtfunk 
gegenwärtig eine technisch und wirtschaftlich sehr gefragte Kommunikationslö-
sung darstellt.  

 
  Nach Angaben der Richtfunkbetreiber verlaufen derzeit innerhalb der geplanten 

Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung insgesamt 6 bestehende Richtfunk-
trassen; 4 weitere Richtfunktrassen sind geplant. Durch Aufgabe des Richtfunk-
knotens "Berliner Siedlung" könnte 2012 eine Nord-Süd-Trasse möglicherweise 
entfallen. 

 
 Insgesamt wird die Standortwahl zukünftiger Windenergieanlagen innerhalb der 

geplanten Konzentrationsfläche zwar durch die Richtfunktrassen eingeschränkt, 
allerdings sind bei einer frühzeitigen Detailabstimmung zwischen Windenergiean-
lagen- und Richtfunkbetreibern weiterhin Standorte innerhalb der Konzentrations-
fläche möglich. Von den Richtfunkbetreibern wird ausgeführt, dass oftmals schon 
eine Verschiebung der Windenergieanlage um 50 m ausreichen würde, um Richt-
funkstrecken nicht zu stören.  

 
 Die Detailabstimmung erfolgt im nachgeordneten immissionschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren. 
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    Abb. 1Abb. 1Abb. 1Abb. 1::::    Karte Karte Karte Karte RestriktionsanalyseRestriktionsanalyseRestriktionsanalyseRestriktionsanalyse    
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3.33.33.33.3    KoKoKoKonkretisierende Untersuchungnkretisierende Untersuchungnkretisierende Untersuchungnkretisierende Untersuchungenenenen der der der der ermittelten ermittelten ermittelten ermittelten Po Po Po Potentialflächententialflächententialflächententialflächen    
        
3.3.13.3.13.3.13.3.1    VogelzugVogelzugVogelzugVogelzug    
    
 Da im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung speziell für den Bereich des 

südlichen Stadtgebietes Hinweise zum Artenschutz (Schwerpunktlebensräume 
des Feldhamsters) und zum Vogelzug (Hauptdurchzugskorridor) mitgeteilt wur-
den, ist es erforderlich, in einem weiteren Arbeitsschritt diesen Teilraum insbe-
sondere hinsichtlich der artenschutz- und naturschutzrechtlichen Belange vertie-
fend zu untersuchen.  

 
 Nach den bisherigen Erkenntnissen (u.a. avifaunistische Untersuchungen, Hans-

Georg Folz im Auftrag der Verbandsgemeinde Bodenheim) muss gegebenenfalls 
mit weiteren ornithologischen Ausschlussflächen innerhalb dieses Teilraums ge-
rechnet werden. 

 
 Zur weiteren Differenzierung der vorliegenden Hinweise zum Vogelzug wurde 

durch das Umweltamt ein Fachgutachten zur Zug- und Rastvogelkartierung im 
Stadtgebiet Mainz in Auftrag gegeben. 

 
 Das Fachgutachten "Zug- und Rastvogelkartierung im Stadtgebiet Mainz", Weg-

zug- 2009 und Heimzugperiode 2010 liegt als überarbeiteter Entwurf vor 
(14.07.2010). 

 
 Die Gutachter erfassten die Wegzugperiode im Herbst 2009 (22.08. - 25.11.2009), 

die Heimzugperiode im Frühjahr 2010 (Zeitraum vom 24.02. - 21.05.2010) sowie 
die Brutperiode im Sommer 2010 (Juni).  

 
 Ziel des Projektes war es, erstmalig eine ssssystematische Darstellung des Vogelzystematische Darstellung des Vogelzystematische Darstellung des Vogelzystematische Darstellung des Vogelzu-u-u-u-

ges ges ges ges im Stadtgebiet Mainz als Grundlage für weitere Planungen zu erarbeiten. Dem-
entsprechend wurden im Rahmen der Erfassung die erhobenen Daten in einer Da-
tenbank eingegeben, die neben den Arten, weitere wichtige Grunddaten wie Zug-
richtung, Zughöhe, ggf. Trupphöhe etc. enthält.  

 
 Im Ergebnis wird durch das Vogelgutachten der allgemeine Hinweis auf einen 

Hauptdurchzugskorridor des Vogelzugs bestätigt, andererseits konnte die räumli-
che Abgrenzung der über lokale Grenzen hinaus bedeutenden Zugverdichtungs-
zone mit überdurchschnittlichem Zugvogelaufkommen konkretisiert werden. Das 
Gutachten ist in Kapitel 6Kapitel 6Kapitel 6Kapitel 6 dieser Begründung zusammengefasst dargestellt und 
als Anlage beigefügt.  

 
 Die Ergebnisse und Aussagen des Vogelgutachtens wurden bei der Entscheidung 

über Größe und Lage der Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung gänzlich 
berücksichtigt.  

 
 Aufgrund abweichender Aussagen zur Bewertung des Vogelzuggeschehens für 

diesen Planungsraum auf regionalplanerischer Ebene, wurde das vorliegende Vo-
gelzuggutachten nochmals einer Qualitätssicherung unterzogen.  
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 Das Gutachten des Max-Planck-Institutes für Ornithologie vom 12.12.2010 bestä-
tigt vollumfänglich vollumfänglich vollumfänglich vollumfänglich das bereits vorliegende Gutachten "Zug- und Rastvogelkartie-
rung im Stadtgebiet von Mainz" der Beratungsgesellschaft Natur dbR vom 
14.07.2010. Das Qualitätssicherungsgutachten ist ebenfalls der Begründung bei-
gefügt.  

 
Die während der Öffentlichkeitsbeteiligung von den Windanlagenbetreibern ein-
gereichten ornithologische Fachgutachten zum Planungsraum, wurden mit den 
bereits vorliegenden Fachgutachten durch das Max-Planck-Institut für Ornitholo-
gie (Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gut-
achten, Max-Planck-Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell, 29.07.2011) 
zusätzlich geprüft und bewertet. Das (Ober)Gutachten des Max-Planck-Institutes 
bestätigt erneut das städtische Fachgutachten "Zug- und Rastvogelkartierung im 
Stadtgebiet von Mainz" der Beratungsgesellschaft Natur dbR und die darin be-
gründeten Schlussfolgerungen. Die Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vor-
liegenden avifaunistischen Gutachten ist ebenfalls der Begründung beigefügt. 
 
Im Nachgang wurde bekannt, dass das Max-Planck-Institut für Ornithologie 
gleichzeitig auch durch den Windanlagenbetreiber juwi Wind GmbH zur Abgabe 
einer gutachterlichen Stellungnahme zu zwei Gutachten beauftragt war, die auch 
in der gutachterlichen Stellungnahme für die Stadt Mainz berücksichtigt wurden. 
Insofern überraschte eine erneute Stellungnahme zu vorliegenden avifaunisti-
schen Gutachten "Windpark südlich der Stadt Mainz" durch das Max-Planck-
Institut für Ornithologie vom 04.10.2011, da weder Auftraggeber noch Zielsetzung 
und Aufgabenstellung auf Seiten der Stadt Mainz bekannt waren. In einem Aufklä-
rungsgespräch am 12.10.2011 zwischen dem Umweltamt und den Gutachtern Dr. 
Bauer und Dr. Boschert konnten die Unstimmigkeiten und Missverständnisse 
ausgeräumt und die bisherigen zentralen Erkenntnisse zur Berücksichtigung der 
Avifauna wie die Erforderlichkeit eines anlagenfreien Vogelzugkorridors unter Be-
rücksichtigung der bestehenden Windenergieanlagen etc. bestätigt werden. Das 
Ergebnisprotokoll  ist ebenfalls der Begründung beigefügt. 

 
3.3.23.3.23.3.23.3.2 FeldhamsterFeldhamsterFeldhamsterFeldhamster    
    
 Bezüglich des Artenschutzes wurde das Feldhamsterschutzkonzept der Stadt 

Mainz herangezogen. Aus diesem Konzept wird ersichtlich, wo sich die Schwer-
punktlebensräume des Feldhamsters befinden. Eine Betrachtung des vertiefend 
zu untersuchenden Gebietes zwischen Hechtsheim und Eberheim zeigt, dass im 
Bereich westlich des Wirtschaftsparks sowie südwestlich davon eine sehr hohe 
Feldhamsterdichte zu verzeichnen ist. 

 
 Die räumliche Abgrenzung der in einer Karte dargestellten potentiellen Lebens-

räume des Feldhamsters ist allerdings weder parzellenscharf noch statisch. Sie 
unterliegt naturgemäß interannuellen räumlichen Schwankungen. 

 Ziel der Teilfortschreibung des Flächennutzungsplanes ist es, weitere Konzentrati-
onsflächen zur Nutzung der Windenergie zu ermitteln und planungsrechtlich ab-
zusichern. Auf dieser Planungs- und Maßstabsebene erfolgt jedoch noch keine 
konkrete Anlagenkonfiguration, so dass eine artenschutzrechtliche Überprüfung 
des einzelnen Anlagenstandortes im nachgeordneten immisionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens erforderlich wird.     
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4.4.4.4.    Rechtliche BewertungRechtliche BewertungRechtliche BewertungRechtliche Bewertung 
 
 Die Stromgewinnung aus Windkraft hat sich in den letzten Jahren zunehmend als 

wichtiger Bestandteil des Energieversorgungssystems etabliert. Begünstigt wurde 
diese Entwicklung einerseits mit der BauGB-Novelle 1997, seitdem zählen Wind-
energieanlagen zu den privilegierten Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB und ande-
rerseits mit der Einführung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 
2000. Damit wurden die Stromnetzbetreiber verpflichtet, der Stromerzeugung aus 
regenerativen Energien eine Mindestvergütung zu zahlen. 

 
 Auf Grund der Förderung durch das EEG verzeichnet die Windenergienutzung in 

den letzten Jahren starke Zuwachszahlen. 
 
 Des weiteren wurde mit der BauGBBauGBBauGBBauGB----NovelleNovelleNovelleNovelle 2011 2011 2011 2011 durch das am 30. Juli am 30. Juli am 30. Juli am 30. Juli 2011 in 2011 in 2011 in 2011 in 

Kraft getreteneKraft getreteneKraft getreteneKraft getretene Gesetz zur Stärkung der klimagerechten Entwicklung in den Städ-
ten und Gemeinden den Kommunen ein erweitertes Instrumentarium zur klimage-
rechten Stadtentwicklung in der Bauleitplanung zur Verfügung gestellt. 

 
 Gleichzeitig mit den hohen Zuwachzahlen, d.h. hohen Zunahme an weiteren 

Windenergiestandorten, sind neue Konfliktfelder entstanden. Neue Standorte kol-
lidieren mit Bürgerinteressen und Interessenverbänden, die sich gegen eine wei-
tere Beeinträchtigung beispielsweise des Landschaftsbildes bzw. Naturschutzes 
aber auch mögliche Lärmemissionen und Verschattungen wehren. 

 
 Dementsprechend haben auch die gerichtlichen Auseinandersetzungen zu die-

sem Thema zugenommen, insbesondere dann, wenn Kommunen von Ihren Steue-
rungsmöglichkeiten gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB Gebrauch machen. 

 
 Diese Nutzungskonflikte stellen erhöhte Anforderungen an die Ermittlung geeigne-

ter Standorte, da diese Flächenpotentiale naturgemäß immer knapper werden, vor 
allem in dicht besiedelten Stadtregionen. 

 
 Zu normativen Ausschlusskriterien sowie einzuhaltenden Abständen zu schutz-

bedürftigen Nutzungen liegen inzwischen fundierte Grundlagen vor, die im ge-
samträumlichen Konzept berücksichtigt wurden. 

 
 Zum Themenfeld Artenschutz (speziell Avifauna), insbesondere im Hinblick auf 

windkraftsensible Vogelarten, konnte bisher noch auf keine flächendeckenden 
Grundlagen und Bewertungen im Großraum Mainz zurückgegriffen werden. Es lie-
gen zwar avifaunistische Gutachten im Umgriff einzelner beantragter Windener-
gieanlagen vor, diese lassen aber eine flächenhafte Beurteilung und Bewertung 
vor allem hinsichtlich bedeutsamer Vogelzugkorridore nicht zu. 

 
 Für den Bereich der Stadt Mainz erfolgte im Rahmen der frühzeitigen Behörden-

beteilung zur Teilfortschreibung des Flächennutzungsplanes für den Bereich der 
Windenergie der Hinweis des Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Ge-
werbeaufsicht (LUWG), dass das gesamte Stadtgebiet in einem sogenannten 
Hauptdurchzugskorridor des Vogelzugs liegt.  
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 Nach den Hinweisen des interministeriellen Rundschreibens zur Beurteilung der 
Zulässigkeit von Windenergieanlagen vom 30.01.2006 (a.a.O.) gehören Hauptvo-
gelzuglinien und Rastplätze zu den Gebieten, die generell nicht als Standorte für 
Windenergieanlagen in Betracht kommen (Ziffer II, Kap. 3 Spalte 1 Nr. 3). 

 
 Zur Vertiefung und Verifizierung der Aussagen des LUWG wurde ein Gutachten zur 

Zug- und Rastvogelkartierung in Auftrag gegeben.  
 
 Das aktuell im Entwurf vorliegende Vogelgutachten "Zug- und Rastvogelkartierung 

im Stadtgebiet Mainz" vom 14.07.2010 hat aussagekräftige Nachweise zum Vo-
gelzuggeschehen, aber auch zu Rast- und Brutstätten geliefert, auf deren Grund-
lage Teilbereiche der mit Einschränkungen versehenen ermittelten Potentialflä-
chen für die Nutzung der Windenergie auszuschließen sind. 

 
 Bei Offenhaltung, d.h. Ausschlussgebiet, eines 2km breiten, anlagenfreien Korri-

dors in Richtung des Hauptzuges (südlich Hechtsheim) ist durch eine Verdichtung 
sowie einer Ausweitung des bestehenden Windkraftparks im Bereich des Messe-
geländes in nördlicher bis westlicher Richtung nicht von einer deutlichen Zunah-
me in der Gefährdung ziehender oder rastender Vogelarten auszugehen. 

 
 Zur Beurteilung und Bewertung der Ermittlung des Vogelzuggeschens einschließ-

lich der der Rast- und Brutstätten wird auf folgendes Urteil des OVG Koblenz hin-
gewiesen: 

 
 OVG Koblenz, Urteil vom 28.10.2009 OVG Koblenz, Urteil vom 28.10.2009 OVG Koblenz, Urteil vom 28.10.2009 OVG Koblenz, Urteil vom 28.10.2009 ---- 1 A 10200/09  1 A 10200/09  1 A 10200/09  1 A 10200/09     
 Leitsätze: 
 

1. Ein bedeutender Vogelzugkorridor kann als öffentlicher Belang im Sinne von 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB im Einzelfall der Genehmigung von Windener-
gieanlagen entgegenstehen (Fortführung des Urteil des Senats vom 
02.02.2006 - 1 A 11312/04.OVG). 

 
2. An dem öffentlichen Belang des Schutzes einer bestimmten Vogelart (hier: 

Rotmilan) kann die Errichtung eines bevorzugt im Außenbereich zulässigen 
Bauvorhabens (hier: Windkraftanlage) nicht nur innerhalb ausgewiesener o-
der faktischer europäischer Vogelschutzgebiete scheitern. 

 
3. Der Baugenehmigungsbehörde steht hinsichtlich der Zulassung eines Vorha-

bens nach § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB im Rahmen der Abwägung bei kom-
plexen Sachverhalten und Naturgegebenheiten ein gewisser Einschätzungs-
spielraum zu, der es ihr ermöglicht, fachlich fundierten Einwendungen gegen 
ein Vorhaben Geltung zu verschaffen, ohne zum streng naturwissenschaftli-
chen Beweis gezwungen zu sein (hier bejaht für die Beurteilung eines Vogel-
zuggeschehens). 
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5. 5. 5. 5.     UmweltberichtUmweltberichtUmweltberichtUmweltbericht    
    
 Im Folgenden sind die wesentlichen Inhalte des Umweltberichtes zur Änderung 

Nr. 34 des Flächenutzungsplanes im Teilbereich Windenergie dargestellt. 
 Der Originaltext des vom Büro "Jestaedt + Partner" aus Mainz erstellten Umweltbe-

richtes ist dieser Begründung als Anlage beigefügt. 
 
5. 15. 15. 15. 1    Beschreibung und Bewertung der UmweltBeschreibung und Bewertung der UmweltBeschreibung und Bewertung der UmweltBeschreibung und Bewertung der Umwelt    
    
 Der in der Restriktionsanalyse als Zwischenergebnis ermittelte Teilraum zwischen 

Mainz-Hechtsheim und Mainz-Ebersheim, der zunächst hinsichtlich der Aus-
schlusskriterien und Abstandsflächen zur Nutzung der Windenergie mit dem Hin-
weis auf zusätzlichen Untersuchungsbedarf als geeignet erscheint, wurde durch 
den Umweltgutachter in vier Teilflächen untergliedert. Inwiefern diese Flächen für 
die Nutzung für Windenergieanlagen in Frage kommen können, wurde im Rahmen 
der Umweltprüfung bewertet. 

 
    MenschenMenschenMenschenMenschen    
    
 Innerhalb der ermittelten Gebiete existieren keine Flächen mit Wohnfunktion. Die 

notwendigen Abstandsflächen zur Wohnbebauung sind eingehalten. Der gesamte 
Bereich eignet sich sehr gut für die Naherholung, und verfügt daher über Rad- und 
Spazierwege. 

 
    Tiere und PflanzenTiere und PflanzenTiere und PflanzenTiere und Pflanzen    
    
 Naturräumlich handelt es sich bei den o.g. Flächen vorwiegend um Offenlandflä-

chen, so dass insbesondere die Tiergruppen Avifauna, Fledermäuse sowie Feld-
hamster vorkommen. Die Erfassung der Avifauna basiert auf den vorliegenden Da-
ten des Landesamtes für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht (LUWG) 
sowie einer avifaunistischen Untersuchung der Beratungsgesellschaft Natur. Die 
Flächen 2 - 4 liegen überwiegend innerhalb einer überdurchschnittlichen Verdich-
tungszone des Vogelzuges, lediglich der nördliche Bereich der Fläche Nr. 1 befin-
det sich außerhalb bedeutsamer Rastflächen und der Hauptzugslinie des Vogel-
zuges. 

 
Die Untersuchungsflächen weisen aufgrund mangelnder Gehölz- und Leitstruktu-
ren insgesamt eine untergeordnete Bedeutung als Lebensraum für Fledermäuse 
auf. 

  
 Das Feldhamsterschutzkonzept der Stadt Mainz gibt konkrete Hinweise darauf, 

dass im Bereich zwischen Mainz-Hechtsheim und Mainz-Ebersheim Lebensraum-
bereiche des Feldhamsters sind. Auf den Flächen Nr. 2 und 3 sind keine Feld-
hamstervorkommen erfasst worden. Die Flächen Nr. 1 und 4 weisen eine mittlere 
bis hohe Feldhamsterdichte auf.  

 
 In Ortsbegehungen und Kartierungen wurden die Biotop- und Nutzungsstrukturen 

aufgenommen. Alle vier Flächen sind durch intensive landwirtschaftliche Nutzung 
gekennzeichnet.  
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 Teilweise befinden sich wenige Feldgehölze auf den Flächen. Fläche Nr. 1 verfügt 
zudem über eine Streuobstwiese. Insgesamt ist festzuhalten, dass alle Teilflächen 
hauptsächlich von Biotopen mit geringer Bedeutung geprägt sind.  

 
 Besonders geschützte Flächen sind das Landschaftsschutzgebiet "Rheinhessi-

sches Rheingebiet", das von etwa 50% der Teilfläche Nr. 2 überdeckt wird. In ei-
ner Entfernung von ca. 1,3km liegen das Vogelschutzgebiet "Laubenheimer-
Bodenheimer-Ried" und das FFH-Gebiet "Laubenheimer-Bodenheimer-Ried". 

 
    BödenBödenBödenBöden    
    
 Bei dem Schutzgut Boden handelt sich vorwiegend um Lößböden, die ein hohes 

Wasserspeichervermögen und einen guten natürlichen Basenhaushalt besitzen. 
Auf Grund des hohen natürlichen Ertragspotential werden diese Böden haupt-
sächlich landwirtschaftlich genutzt. 

 
    WasserWasserWasserWasser    
    
 Im gesamten Planungsraum existieren keine Oberflächengewässer. Jedoch befin-

den sich die zu untersuchenden Gebiete teilweise in Trinkwasserschutzgebieten 
Zone I bis III.  

    
    Klima / LuftKlima / LuftKlima / LuftKlima / Luft    
    
 Auf Grund der landwirtschaftlichen Offenlandflächen existiert im Untersuchungs-

bereich eine regional bedeutsame Ventilationsbahn mit einer sehr hohen Aus-
gleichswirkung. Es ist keine Beeinträchtigung der Kaltluftproduktionsfunktion so-
wie des Kaltluftabflusses zu erwarten. In einer Höhe von 80m sind Windge-
schwindigkeiten von 5,2 bis 5,5 m/s zu erwarten, gemäß der Karte des Deutschen 
Wetterdienstes entspricht dies einer mäßigen Windkraftnutzungseignung. 

    
    LandschaftLandschaftLandschaftLandschaft    
    
 Das Untersuchungsgebiet gliedert sich in zwei landwirtschaftlich genutzte Land-

schaftsräume. Der westlich liegende Landschaftsraum weist kaum gliedernde      
Elemente und eine niedrige Reliefvielfalt auf.  
Die besondere Eigenart sowie die Möglichkeit uneingeschränkt weitreichender 
Blickbeziehungen geben dem Gebiet eine mittlere Landschaftsqualität. Optische 
Vorbelastungen des Landschaftsbildes bestehen durch die bereits vorhandenen 
Windenergieanlagen und den Wirtschaftpark Mainz-Süd. Der östliche Bereich 
weist eine höhere Reliefvielfalt und größere Vegetationsstruktur auf.  

 
 Das Kesseltal bildet die Grenze des östlich liegenden Landschaftsschutzgebiets 

Rheinhessisches Rheingebiet. Auch hier sind teilweise weitreichende Blickbezie-
hungen möglich, insbesondere die Hangkante der Laubenheimer Höhe ermöglicht 
Blickbeziehungen bis nach Frankfurt. Auch dieser Landschaftsraum weist eine 
mittlere Qualität auf. 
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    KulturKulturKulturKultur---- und sonstige Sachgüter und sonstige Sachgüter und sonstige Sachgüter und sonstige Sachgüter    
    
 Es sind weder Bau- noch Bodendenkmale im Untersuchungsbereich bekannt. 

Sachgüter in diesem Bereich sind die bestehenden Windenergieanlagen. Inner-
halb der Fläche 1 verlaufen nach Angaben der Richtfunkbetreiber insgesamt sechs 
Richtfunktrassen, 4 weitere Richtfunktrassen sind geplant. 

 
    Wechselwirkungen Wechselwirkungen Wechselwirkungen Wechselwirkungen     
    
 Auf den zu untersuchenden Flächen zwischen Mainz-Hechtsheim und Mainz-

Ebersheim finden Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Nutzungen statt. 
Einerseits handelt es sich um landwirtschaftliche Flächen mit einer hohen Boden-
fruchtbarkeit, was mit einer niedrigen Vegetationsvielfalt und hoher Transparenz 
des Landschaftsbildes einhergeht. Andererseits bieten diese Flächen wertvollen 
Lebensraum für verschiedene Tierarten und fungieren als Kaltluftproduktionsflä-
chen. 

 
    Biologische VielfaltBiologische VielfaltBiologische VielfaltBiologische Vielfalt    
    
 Je größer die Biologische Vielfalt ist, desto besser kann sich die Natur an sich ver-

ändernde Umweltbedingungen anpassen. Im Untersuchungsgebiet sind haupt-
sächlich Agrarlandschaften zu finden, die dem Feldhamster als Lebensraum die-
nen und überdurchschnittliche Bedeutung für Zug- und Rastvögel aufweisen. Be-
sonders schützenswerte Pflanzen konnten nicht ermittelt werden. 

 
ErgebnisdarstellungErgebnisdarstellungErgebnisdarstellungErgebnisdarstellung    
    
Auf Grundlage der Bestandserfassung und Bestandsbewertung ergeben sich wei-
tere Erkenntnisse, die zum Ausschluss von Flächen führen, da sie für eine Eignung 
für Windenergieanlagen nicht in Betracht kommen. 
 
Es handelt sich hierbei um folgende Flächenkategorien: 
 
� Flächen innerhalb der überdurchschnittlichen Verdichtungszone des Vogelzu-

ges und funktional bedeutsamer Rastflächen von gegenüber Windkraft sensib-
len Arten (LUWG, 2010). Dies ergeht aus dem gemeinsamen Rundschreibens 
"Hinweise zur Beurteilung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen" (Landes-
regierung von Rheinland-Pfalz 2006) hervor 

 
Flächen innerhalb des empfohlenen barrierefreien offenlandgenutzten Rast- 
und Zugvogelkorridors in der sogenannten Hauptzuglinie. Dies ergeht aus dem 
Fachgutachten der Beratungsgesellschaft NATUR hervor 

 
� Trinkwasserschutzgebiete Zone I und Zone II und 
 
� Flächen innerhalb des LSG "Rheinhessisches Rheingebiet" – Eine Errichtung 

von Windenergieanlagen auf der Laubenheimer Höhe ist auf Grund der Exposi-
tion und der daraus resultierenden hohen Einsehbarkeit nicht mit § 3 "Schutz-
zwecke" der Verordnung vereinbar. Denn ein Schutzzweck ist "die Erhaltung 
der Eigenart und Schönheit der […] herausragenden und die Landschaft beherr-
schenden Hängen und Höhen […]" 
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Die Flächen Nr. 2, 3 und 4 sind von der Nutzung der Windenergie auszuschließen, 
da sie "innerhalb der überdurchschnittlichen Verdichtungszone des Vogelzuges 
und funktional bedeutsamer Rastflächen von gegenüber Windkraft sensiblen Ar-
ten", sowie "innerhalb des empfohlenen barrierefreien offenlandgenutzten Rast- 
und Zugvogelkorridors in der sogenannten Hauptzuglinie" liegen.  
 
Fläche Nr. 2 befindet sich zusätzlich innerhalb des Landschaftsschutzgebietes 
"Rheinhessisches Rheingebiet" sowie teilweise innerhalb eines Trinkwasser-
schutzgebietes Zone II. Für die weitere Betrachtung zur Nutzung der Windenergie 
kommt somit Teilfläche Nr. 1 in Betracht. 
 

5.2 5.2 5.2 5.2     Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei 
Nichtdurchführung der PlanungNichtdurchführung der PlanungNichtdurchführung der PlanungNichtdurchführung der Planung    

    
 Um eine Prognose über die Auswirkungen der Planung machen zu können, ist zu-

nächst eine mögliche Anlagenkonfiguration abzuleiten. Nach Annahme der tech-
nischen Daten erarbeitete die Transferstelle Bingen (TSB) auf der verbleibenden 
potentiellen Standortfläche eine mögliche Anlagenkonfiguration mit insgesamt 10 
neuen Windenergieanlagen. Grundsätzlich ist auch eine andere Anlagenkonfigu-
ration möglich. Für Fundamente, Kranstellflächen, Montageflächen und Zuwegung 
ist es insgesamt notwendig 2,1ha teilweise und ca. 0,4ha voll zu versiegeln. 

 
    MenschenMenschenMenschenMenschen    
    
 Die von Windenergieanlagen ausgehenden Schallimmissionen und optischen 

Immissionen können erhebliche Belästigungswirkungen hervorrufen. Für Erho-
lungssuchende kann in diesem Bereich von einer temporären Beeinträchtigung 
ausgegangen werden, die aus diesem Grund als nicht erheblich zu bewerten ist. 
Für den Bereich Wohnen sind die "Hinweise zu Ermittlung und Beurteilung der op-
tischen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurfhinweise) des 
Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI)" heranzuziehen. Schattenwurf und 
Schall sind vom Anlagentyp und der Lage im Raum abhängig, so dass die Einhal-
tung der Immissionsrichtwerte erst auf der Ebene des bundesimmissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren stattfindet. 

    
Tiere und PflanzenTiere und PflanzenTiere und PflanzenTiere und Pflanzen    

    
 Die Realisierung von Windenergieanlagen geht grundsätzlich mit Beeinträchtigun-

gen der Avifauna und des Feldhamsters einher. Diese Beeinträchtigungen sind je-
doch als nicht erheblich zu bewerten und können durch verschiedene Maßnah-
men in Grenzen gehalten werden.  

 
 Neben einer kompakten Anordnung und Positionierung der Windenergieanlagen 

in weniger sensiblen Bereichen ermöglichen vorgeschaltete Ausgleichsmaßnah-
men eine Kompensation möglicher Lebensraumverluste. 

 
 Auch die Beeinträchtigung der Pflanzen ist als nicht erheblich zu betrachten, da 

es sich ausschließlich um landwirtschaftlich genutzte und damit geringwertige Bi-
otope handelt. 
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    BodenBodenBodenBoden    
    
 Werden die Windenergieanlagen, wie vorgesehen, entlang vorhandener Wirt-

schaftswege errichtet, können die nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden minimiert werden. Dennoch werden ca. 0.4ha Boden durch eine Vollversie-
gelung zerstört und 2,1ha durch eine Teilversiegelung beeinträchtigt. Ein Aus-
gleich ist allerdings möglich. 

    
    WasserWasserWasserWasser    
 
 Da sich im Untersuchungsbereich keine Oberflächengewässer und Trinkwasser-

schutzgebiete der Zone I und II befinden, sind keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen des Schutzgutes Wasser abzuleiten. Die minimale Vollversiegelung behindert 
weder die Grundwasserneubildung noch die Erhöhung des Oberflächenabflusses 
in erheblichen Maße. Auch die Teilversiegelung hat keine gravierenden Auswir-
kungen auf die Versickerungsfähigkeit. 

    
    Klima / LuftKlima / LuftKlima / LuftKlima / Luft    
    
 Negative Auswirkungen auf Klima und Luft sind durch die Realisierung der Wind-

energieanlagen nicht zu erwarten. Der Verlust der Flächen für die Kaltluftprodukti-
on ist so gering, dass weder das Kleinklima noch die Durchlüftungssituation um-
liegender Ortschaften beeinträchtigt werden. Mit einer Unterbrechung der regional 
bedeutsamen Ventilationsbahn ist ebenfalls, auf Grund der Art und Gestalt der 
Windenergieanlagen, nicht zu rechnen.  

    
    LandschaftLandschaftLandschaftLandschaft    
    
 Funktionsbedingt werden die Windenergieanlagen an exponierten Standorten 

errichtet, so dass diese Anlagen in der Landschaft eine hohe Sichtbarkeit aufwei-
sen. Insbesondere ist davon das Gebiet zwischen Mainz-Hechtsheim und Mainz-
Ebersheim betroffen. Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind durch die 
Sichtbarkeit der Anlagen als erheblich einzustufen. 

    
KulturKulturKulturKultur---- und Sachgüter und Sachgüter und Sachgüter und Sachgüter    

    
 Bau- und Bodendenkmäler sind im Plangebiet nicht vorhanden. Die Standortwahl 

zukünftiger Windenergieanlagen wird zwar innerhalb der geplanten Konzentrati-
onsfläche eingeschränkt, bei einer frühzeitigen Abstimmung zwischen Windener-
gieanlagen- und Richtfunkbetreibern sind weiterhin Standorte innerhalb der Kon-
zentrationsfläche möglich, oft reicht ein Verschieben des Standortes um wenige 
Meter aus. 

    
    WechselwirkungenWechselwirkungenWechselwirkungenWechselwirkungen    
    
 Die Nutzung regenerativer Energien leistet einen wesentlichen Beitrag zur CO2 

Einsparung und damit zum Klimaschutz. Die überwiegend landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen stellen einen Lebensraum für Tiere dar. Eine Beeinträchtigung 
dieser Flächen kann durch Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen erreicht 
werden. Die Schutzgüter Boden, Wasser und Klima/Luft werden vergleichsweise 
gering beeinträchtigt.  
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 Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft sind hingegen als erheblich zu 
bewerten, da die Sichtbarkeit der Anlagen das Landschaftsbild in starken Maße 
verändert. 

    
    Biologische VielfaltBiologische VielfaltBiologische VielfaltBiologische Vielfalt    
    
 Da sich weder geschützte Biotope oder Pflanzen im Plangebiet befinden sind kei-

ne erheblichen Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu erwarten. Die Durch-
führung von Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen ermöglich grundsätz-
lich eine verträgliche Gestaltung des Vorhabens. 

 
    Nichtdurchführung der Planung Nichtdurchführung der Planung Nichtdurchführung der Planung Nichtdurchführung der Planung     
    
 Sofern das geplante Vorhaben nicht durchgeführt wird, ist das bestehende Pla-

nungsrecht, der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Mainz, für die weitere 
Entwicklung des Umweltzustandes ausschlaggebend. Gemäß Flächennutzungs-
plan handelt es sich in diesem Bereich um Flächen für die Landwirtschaft. Mit ei-
ner Veränderung der landwirtschaftlichen Nutzung ist bei Nichtdurchführung des 
Vorhabens nicht zu rechnen. Ein im Südosten gelegener Teilbereich ist im Flä-
chennutzungsplan als geplante Fläche für Laubwald, im Zuge geplanter Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen dargestellt.  

 
5555.3.3.3.3        Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

Nachteiligen AuswirkungenNachteiligen AuswirkungenNachteiligen AuswirkungenNachteiligen Auswirkungen    
    
5.5.5.5.3.3.3.3.1111    Maßnahmen zur Vermeidung und VerringerungMaßnahmen zur Vermeidung und VerringerungMaßnahmen zur Vermeidung und VerringerungMaßnahmen zur Vermeidung und Verringerung    
    
    Zur Vermeidung und Verringerung der Auswirkungen des Vorhabens sind folgende 

Schritte vorzusehen.    

� Minimierung optischer Immissionen durch Verwendung mittelreflektierender 
Farben und matter Glanzgrade 

 
� Ausschluss von Flächen, die als überdurchschnittliche Verdichtungszonen des 

Vogelzuges und bedeutsame Rastflächen gelten 
 
Baubeginn im Winterhalbjahr, bzw. während der Brutzeit nur nach Sicherstellen, 

dass keine Vögel in diesem Bereich brüten 
 
� Standorte mit niedriger bis mittlere Feldhamsterdichte wählen, Nähe zu beste-

henden Wirtschaftswegen suchen 
 
� Feldhamsterpopulation durch Umsiedlung erhalten 
 
� bei der Standortwahl vorwiegend geringwertige Biotoptypen auswählen 
 
� Rohdungsarbeiten nicht während der Vegetationsperiode durchführen 
 
� Neuversiegelung durch Planung entlang bestehender Wirtschaftwege reduzie-

ren 
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� Vollversiegelung reduzieren durch Ausbau in wassergebundener Bauweise 
 
� Wiederherstellen der Funktion des Bodens als Pflanzstandort durch Auffüllen 

der Fundamente mit Oberboden 
 
� Ausschluss von Flächen innerhalb der Trinkwasserschutzgebiete  
 
� Schonung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen durch Vermeidung un-

nötiger Fahrten von Maschinen und Fahrzeugen und Säuberung und maschinel-
le Tiefenlockerung der für die Lagerung von Materialien oder das Abstellen von 
Kran, Fahrzeugen und Maschinen benötigten Flächen abseits der Wege 

 
� Vermeidung von Zusatzbelastungen des Landschaftsbildes durch Bündelung 

mit bestehenden Anlagen 
 
� Verwendung des gleichen Anlagentyps und der gleichen Anlagenhöhe 
 
� Ausschluss des Landschaftsschutzgebietes "Rheinhessisches Rheingebiet" 

 
5.5.5.5.3.3.3.3.2222    Maßnahmen zum AusgleichMaßnahmen zum AusgleichMaßnahmen zum AusgleichMaßnahmen zum Ausgleich    
    

Zum Ausgleich wurden auf Ebene der Flächennutzungsplanung folgende Kompen-
sationsansätze abgeleitet: 
 
� Baum- und Strauchpflanzungen 
 
� Entwicklung von Extensivgrünland, Förderung der Offenlandarten der Agrar-

landschaft 
 
� Biotopverbessernde Maßnahmen für den Feldhamster 
 
Im Ergebnis konnte auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung im Umweltbe-
richt keine Umweltauswirkungen identifiziert werden, die eine Ausweisung der 
Fläche als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Windenergienutzung in der 
Änderung Nr. 34 des Flächennutzungsplanes "Teilbereich Windenergie" entge-
genstehen.  

    
    
6666. . . .     FachgutachtenFachgutachtenFachgutachtenFachgutachten Ornithologie Ornithologie Ornithologie Ornithologie        
    
6.16.16.16.1    """"ZugZugZugZug---- und Rastvogelkartierung und Rastvogelkartierung und Rastvogelkartierung und Rastvogelkartierung im Stadtgebiet Mainz" Wegzug  im Stadtgebiet Mainz" Wegzug  im Stadtgebiet Mainz" Wegzug  im Stadtgebiet Mainz" Wegzug ---- 2009 & Heimzu 2009 & Heimzu 2009 & Heimzu 2009 & Heimzug-g-g-g-

periode 2010periode 2010periode 2010periode 2010,,,, Beratungsgesellschaft NATUR dbR  Beratungsgesellschaft NATUR dbR  Beratungsgesellschaft NATUR dbR  Beratungsgesellschaft NATUR dbR (01.07.2011)(01.07.2011)(01.07.2011)(01.07.2011)    
 
 

 Im Zeitraum vom 22.08.2009 bis 21.05.2010 wurde im Stadtgebiet von Mainz 
eine Erfassung und Kartierung der Zug- und Rastvögel durchgeführt, mit dem Ziel 
erstmalig eine systematische Darstellung des Vogelzuges darstellen zu können. 
Zusätzlich wurde die Brutperiode 2010 im Juni 2010 im Offenlandbereich zwi-
schen Ebersheim und Laubenheim - Hechtsheim erfasst. 
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    Datensatz / GefährdungsstatistikDatensatz / GefährdungsstatistikDatensatz / GefährdungsstatistikDatensatz / Gefährdungsstatistik    
    
 Die erfassten Daten, wie z.B. Artnamen, Zugrichtung, Zughöhe, Truppgröße, Be-

merkungen zu Interaktionen, Verhalten und Nahrungsaufnahme sowie Rast, wur-
den in einer Datenbank gespeichert. Von den insgesamt 122 sicher bestimmten 
Vogelarten fallen 51 in die Kategorie mit einem hohen Schutzstatus, dies en51 in die Kategorie mit einem hohen Schutzstatus, dies en51 in die Kategorie mit einem hohen Schutzstatus, dies en51 in die Kategorie mit einem hohen Schutzstatus, dies ent-t-t-t-
spricht 42% aller Bespricht 42% aller Bespricht 42% aller Bespricht 42% aller Beoooobachtungenbachtungenbachtungenbachtungen. 

 
    Zugrichtung / ZughöZugrichtung / ZughöZugrichtung / ZughöZugrichtung / Zughöhen hen hen hen     
    
 Das Stadtgebiet von Mainz liegt im mitteleuropäischen Breitfrontzugkorridor, der 

einer Hauptzugrichtung entlang einer Südwest-Nordostachse folgt. Schwerpunkt 
des Hauptvogelzuges ist die Offenlandfläche zwischen Mainz-Hechtsheim, Mainz-
Ebersheim und Mainz-Marienborn. Hier wurden mit Abstand die höchsten Dichten 
an Zugvögeln erfasst. Die Untersuchung ergab, dass die Hauptzugrichtung in der 
Wegzugsperiode Südwest und in der Heimzugsperiode Nordost ist. Bezüglich der 
Zughöhen konnte aus der Datenbank ermittelt werden, dass etwa 45% der Indivi-
duen in einer Höhe unterhalb von 10m (Bodenhöhe) fliegen und sich somit unter-
halb des Einflussbereichs der Rotorblätter befinden. Vor allem die gefährdeten 
Greifvögel hingegen bevorzugen die kritischen Zughöhen von 11 bis 100m. 

    
    Rastvögel Rastvögel Rastvögel Rastvögel     
    
 Zugvögel legen auf ihren Reisen häufig Pausen ein, um ihre Energiereserven wie-

der aufzutanken. Nach der Querung des Rhein-Main-Gebietes ist der Bereich zwi-
schen Mainz-Hechtsheim und Mainz-Ebersheim das erste störungsarme Ruhege-
biet. Während für Brutvögel ein Gewöhnungspotential hinsichtlich von Windener-
gieanlagen angenommen wird man an, ist dies bei Rastvögeln auf Grund der ge-
ringen Aufenthaltsdauer nicht der Fall. 

 
 ZugZugZugZug---- und Raststrategien und Raststrategien und Raststrategien und Raststrategien    
    
    Die meisten Vogelarten und Populationen folgen einer Zugrichtung entlang einer 

Südwest - Nordost - Achse. Bei den Untersuchungen im Stadtgebiet Mainz wurde 
diese Hauptzugrichtung bestätigt. Aufgrund des erfassten Zugablaufs über rund 
96 Tage im Herbst, müssten die erfassten (gezählten) Vogeldaten mit einem Fak-
tor zwischen 4 und 7 multipliziert werden, um die tatsächlichen Gesamtdurch-
zugszahlen zu erhalten. Die zeitlich-räumliche Verteilung während der Wegzugpe-
riode zeigt eine deutliche Konzentration durchziehender und rastender Vögel im 
Offenlandbereich zwischen Hechtsheim, Marienborn und Ebersheim.  

 
 In diesem Bereich wurden mehrere bedeutsame artspezifische Rastplätze und 

Ruheräume identifiziert (z.B. Roter Milan, Schwarzer Milan, Korn- und Rohrweihe 
etc.). 

 



_________ Begründung FNP Ä 34__________________________________________________________________________ 

q:\amt61\textverarbeitung\pc2\dokument\vorb.bauleitplanung\witzel\2-561.wit.doc              Stand: 19.12.2011 33 von 46 

 Aufgrund einer Verdichtung des aktiven Vogelzugs im östlichen Teil des Untersu-
chungsgebietes und entlang einer Leitlinie in Nordost-Südwest-Richtung sowie 
gleichzeitiger Rastfunktion des als ökophysiologisch besonders wichtigen Zwi-
schenrastplatzes kommt der folgenden Fläche eine besonders große Bedeutung 
zu: Die genau in der Hauptzuglinie liegenden Offenlandschaftsbereiche zwischen 
Marienborn, Hechtsheim und Eberheim weisen eine besonders hohe Bedeutung 
für Zugvögel auf (z.B. Roter Milan, Grauammer, Steinschmätzer, etc.) 

 
 Die Studie empfiehlt die Schaffung eines barrierefreien offenlandgenutzten "Rast- 

und Zugvogelkorridors" in der Hauptzuglinie insbesondere im Bereich zwischen 
Messegelände und Ebersheim und Richtung Laubenheimer Höhe.     

 Dies schließt den Rückbau einer einzelnen Windenergieanlage nordwestlich von 
Ebersheim ein. 

 
 Ein weiterer Ausbau des bestehenden Windparks westlich des Messegeländes ist 

bei Umsetzung des genannten Rast- und Zugvogelkorridors aus avifaunistischer 
Sicht vertretbar. 

 
 BestehendeBestehendeBestehendeBestehende und p und p und p und potentielle otentielle otentielle otentielle KonflikteKonflikteKonflikteKonflikte        
    
 Konflikte im Untersuchungsraum ergeben sich vor allem durch die bereits beste-

henden Windenergieanlagen, Überland-Stromleitungen, versiegelte Flächen 
(Messegelände Parkplatzflächen etc.), den Stadionneubau sowie weitere Maß-
nahmen, die zu Flächenverlust, Flächenentwertung oder Fragmentierung der Flä-
chen für Zug- und Rastvögel geführt haben. Als weitere potentielle Konfliktfelder 
können die mit der Flächennutzungsplanänderung beabsichtigte Neuplanung wei-
terer Windenergieanlagen avifaunistisch relevant werden. Obwohl Einzelprojekte 
verträglich sein können, hat die kumulativekumulativekumulativekumulative Wirkung sicher bereits Auswirkungen 
auf die Avifauna. 

 
 Ein zentraler Konflikt betrifft das Kollisionsrisiko. Die Konflikte des Roten Milans 

bezüglich Windenergieanlagen sind gut belegt. Auf der Grundlage aktueller Da-
tenbanken muss beim Roten Milan von einer deutlich erhöhten Kollissionsgefahr  
auf dem Zug ausgegangen werden.  

 
    BewertungBewertungBewertungBewertung    
    
 Auf Grund der vorhandenen Windenergieanlagen bestehen bereits heute Beein-

trächtigungen für den Vogelzug und die Rast der Vögel. Der Einfluss der Wind-
energieanlagen auf Zugvögel zeigt sich darin, dass diese die drehenden Rotoren 
registrieren und versuchen diese zu um- oder überfliegen, was einen erhöhten 
Zeit- und Energieaufwand bedeutet. Weiter haben die Windenergieanlagen aber 
auch Einfluss auf die Rastvögel in diesem Gebiet. Im Bereich der Windenergiean-
lagen fiel die Anzahl der Rastvögel deutlich geringer aus als in angrenzenden Be-
reichen. 
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 Der Bereich zwischen Mainz-Hechtsheim und Mainz-Ebersheim ist durch ein  über-
durchschnittliches Zugvogelaufkommen gekennzeichnet. Des Weiteren wurde 
dieser Korridor als eine über die lokalen Grenzen hinaus bedeutsame Zugverdich-
tungszone bestätigt. Zur Vermeidung von Kollisionsverlusten von Zugvögeln und Zur Vermeidung von Kollisionsverlusten von Zugvögeln und Zur Vermeidung von Kollisionsverlusten von Zugvögeln und Zur Vermeidung von Kollisionsverlusten von Zugvögeln und 
Minimierung Minimierung Minimierung Minimierung des Meideverhaltens von Rastvögeln ist auf dem Ackerplateau südes Meideverhaltens von Rastvögeln ist auf dem Ackerplateau südes Meideverhaltens von Rastvögeln ist auf dem Ackerplateau südes Meideverhaltens von Rastvögeln ist auf dem Ackerplateau süd-d-d-d-
lich Hechtsheim ein Auslich Hechtsheim ein Auslich Hechtsheim ein Auslich Hechtsheim ein Ausschlussgebiet in Form eines 2schlussgebiet in Form eines 2schlussgebiet in Form eines 2schlussgebiet in Form eines 2km breiten Korridors in km breiten Korridors in km breiten Korridors in km breiten Korridors in 
RicRicRicRichhhhtung des Hauptzugs freizuhalten.tung des Hauptzugs freizuhalten.tung des Hauptzugs freizuhalten.tung des Hauptzugs freizuhalten. Dieser sollte auch über die Stadtgrenze von 
Mainz hinaus freigehalten werden 

 
 Bei Offenhaltung dieses Zug- und Rastkorridors ist durch eine Verdichtung sowie 

Ausweitung des bestehenden Windkraftparks im Bereich des Messegeländes in 
nördlicher bis westlicher Richtung nicht von einer deutlichen Zunahme in der Ge-
fährdung ziehender oder rastender Vogelarten auszugehen.  

 
 Dabei ist darauf zu achten, dass die Windenergieanlagen entlang der Hauptzug-

achse aufgestellt werden sollte.  
 
6.26.26.26.2    BrutvogelBrutvogelBrutvogelBrutvogel---- und Fledermauskartierung und Fledermauskartierung und Fledermauskartierung und Fledermauskartierung im Bereich der Hechtsh im Bereich der Hechtsh im Bereich der Hechtsh im Bereich der Hechtsheimer Höhe im eimer Höhe im eimer Höhe im eimer Höhe im 

Stadtgebiet Mainz, Stadtgebiet Mainz, Stadtgebiet Mainz, Stadtgebiet Mainz, BeratungsgeselBeratungsgeselBeratungsgeselBeratungsgesellschaft NATUR dbR lschaft NATUR dbR lschaft NATUR dbR lschaft NATUR dbR (19.11.2010)(19.11.2010)(19.11.2010)(19.11.2010)    
    
    Das Stadtgebiet Mainz ist vor allem aufgrund der Lage in Verlängerung der von 

Nordost nach Südwest entlang des Mains verlaufenden Vogelzugrouten für das 
Zuggeschehen bedeutsam. Aber auch bei den Fledermäusen gibt es ziehende Ar-
ten, die die Flusstäler als Leitlinien nutzen. Das Untersuchungsgebiet bezieht sich 
auf den Planungsraum der Flächennutzungsplanänderung Nr. 34. 

 
 ErgebnisErgebnisErgebnisErgebnis    
    
    Innerhalb des Untersuchungsgebietes wurden 17 gefährdete und / oder streng 

geschützte Vogelarten nachgewiesen.  
 Das Untersuchungsgebiet bietet augenscheinlich kaum Landschaftsstrukturen, 

die für Fledermäuse als bedeutsam einzustufen sind. Dennoch nutzen mindestens 
3 Fledermausarten den Agrarraum als Jagdhabitat oder durchziehen den Raum 
vermutlich während ihrer Herbst- und Frühjahrswanderungen. 

 
 Im Gutachten wurden Vorschläge zur Vermeidung und Minimierung von Beein-

trächtigungen aufgezeigt, die im nachgeordneten immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren standortbezogen vertiefend zu untersuchen sind. 

 
6.36.36.36.3    Gutachten zur Qualitätssicherung des Gutachtenentwurfes "ZugGutachten zur Qualitätssicherung des Gutachtenentwurfes "ZugGutachten zur Qualitätssicherung des Gutachtenentwurfes "ZugGutachten zur Qualitätssicherung des Gutachtenentwurfes "Zug---- und Rastvoge und Rastvoge und Rastvoge und Rastvogel-l-l-l-

kartierung im Stadtgebiet von Mainz der Beratungsgesellschaft NATUR dbRkartierung im Stadtgebiet von Mainz der Beratungsgesellschaft NATUR dbRkartierung im Stadtgebiet von Mainz der Beratungsgesellschaft NATUR dbRkartierung im Stadtgebiet von Mainz der Beratungsgesellschaft NATUR dbR, Max, Max, Max, Max----
PlanckPlanckPlanckPlanck----Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell (12.12.2010)Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell (12.12.2010)Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell (12.12.2010)Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell (12.12.2010)    

    
    Aufgrund divergierender Aussagen zum Vogelzuggeschehen im Planungsgebiet 

und den damit verbundenen Konsequenzen hinsichtlich einer Gebietsabgrenzung 
der zukünftigen Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung wurde durch die 
Stadt Mainz ein zusätzliches qualitätssicherndes Gutachten beim Max-Planck-
Institut für Ornithologie in Auftrag gegeben. 
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 Sowohl die Methodik als auch die Belastbarkeit der erhobenen Daten werden bes-
tätigt. In Ihrer unabhängigen Wertung der Sachverhalte im Hinblick auf die Stand-
orte von Windkraftanlagen in ihrem Raum kommen die Gutachter zum Ergebnis: 

 
• Der Gutachtenentwurf von KAISER & TAUCHERT fußt auf methodisch einwand-

freien Ansätzen und erbrachte eine außergewöhnlich vielschichtige und hervor-
ragende Datengrundlage. 

 
• Der Untersuchungsraum im Stadtgebiet Mainz weist eine für den Außenste-

henden höchst erstaunliche Anzahl tagsüber in Windkraftanlagen-relevanter 
Zughöhe fliegender Vögel auf, die im Herbst in Vorzugsrichtung Westsüdwest 
und im Frühjahr in Vorzugsrichtung Nordost ziehen. Von diesen Vogelarten sind 
etwa 40 mit einem hohen Schutzstatus belegt. Für die Beurteilung von beson-
ders hoher Relevanz und maßgeblich ist das Auftreten des Rotmilans in natio-
nal bedeutender Zahl von mehreren hundert Individuen, insbesondere da diese 
Art besonders gefährdet ist, mit Rotorblättern von WKA zu kollidieren.  
 
Deutschland trägt für diese Art eine besonders hohe Verantwortung, da etwa 
die Hälfte des Weltbestandes hier brütet, und sie derzeit hier einen ungünsti-
gen Erhaltungszustand aufweist. Verluste auf dem Zuge sind unbedingt weit-
möglichst zu vermeiden. 

 
• Der Gutachtenentwurf belegt, dass die wichtigsten Zug- und Rastgebiete für die 

Mehrzahl der festgestellten Vögel (auch anderer Arten) in einem zwei Kilometer 
breiten Korridor liegen, der kartografisch dargestellt wird, und dem die Vögel 
auf ihren Zugrouten jeweils in hohem Maße entsprechen. Es wird zwar nicht 
ausgeschlossen, dass für die besonders gefährdungsrelevanten Arten wie dem 
Rotmilan auch außerhalb dieses „Ausschlussgebietes“ Vogelschlaggefahr (o-
der Vertreibungswirkung) besteht, doch wäre mit einem solchen Korridor die 
Gefährdung zumindest erheblich reduziert.  

 
• Ich kann mich den Gutachtern daher vollumfänglichvollumfänglichvollumfänglichvollumfänglich anschließen, dass es eines 

solchen „Ausschlussgebietes“ angesichts der großen Zahl gefährdeter Indivi-
duen der WKA relevanten Arten (vgl. Tab. 17) bedarf. Die Empfehlung, die be-
stehenden Anlagen außerhalb des Korridors zu verdichten bzw. auszuweiten 
oder Standorte mit erheblich geringerem Zugaufkommen und deutlich niedrige-
ren Rastzahlen als Neustandorte für WKA zu wählen, wird durch die vorgelegten 
Daten gestützt. 

 
6.46.46.46.4    Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gutachten, Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gutachten, Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gutachten, Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gutachten, 

MaxMaxMaxMax----PlanckPlanckPlanckPlanck----Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell, (Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell, (Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell, (Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell, (29.07.2011)29.07.2011)29.07.2011)29.07.2011)    
    
    Während der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde von zwei Windanlagenbetreibern 

ornithologische Fachgutachten zum Planungsraum eingereicht, die weitestgehend 
keine Restriktionen hinsichtlich der Errichtung weiterer Windenergieanlagen in 
Richtung Ebersheim im Gegensatz zu dem städtischen Vogelgutachten sehen. 

 Vor dem Hintergrund der im städtischen Vogelgutachten aufgezeigten Notwendig-
keit der Freihaltung eines 2 km breiten Vogelzugkorridors und den damit abgelei-
teten Konsequenzen für die Gebietsabgrenzung der Konzentrationsfläche zur 
Windenergienutzung sollten die Gutachten nochmals durch das Max-Planck-
Institut für Ornithologie geprüft und bewertet werden. 
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 Diese gutachterliche Stellungnahme hat mehrere Anliegen, zum einen soll sie den 
zuständigen Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit den Zugang zu der un-
übersichtlichen Datenlage erleichtern. Zum anderen sollen die Unterschiede in 
den verwendeten Methoden beschrieben und nachvollziehbar gemacht und die 
Daten objektiv gewichtet werden. Schließlich sollen auf Basis von außerhalb des 
Untersuchungsgebietes erzielten wissenschaftlichen Erkenntnissen die unter-
schiedlichen Bewertungen und Aussagen verglichen und einer möglichst objekti-
ven Stellungnahme zugeführt werden. 

 Besonderes Gewicht bei der Einschätzung soll darauf gelegt werden, wo die Gut-
achter in ihren Aussagen übereinstimmen und an welchen Punkten ihre Bewer-
tungen unterschiedlich ausfallen. Schließlich wurde geprüft, ob die von den fünf 
Gutachten abgeleiteten Aussagen hinsichtlich einer Unbedenklichkeit der Wind-
energieanlagen bzw. Ausweisung von Vorrangflächen für Windenergieanlagen o-
der der Notwendigkeit, Ausschlussflächen zu identifizieren, nachvollziehbar sind.  

 
FazitFazitFazitFazit    
 
Der Untersuchungsraum im Stadtgebiet Mainz weist eine erstaunliche Anzahl 
tagsüber in Windenergieanlagen relevanter Zughöhe fliegender Vögel auf, die im 
Herbst in Vorzugsrichtung West-/Südwest und im Frühjahr in Vorzugsrichtung Nor-
dost ziehen. Es handelt sich um einen Breitfrontzug, bei dem für das Gesamtge-
biet von mehreren Millionen tags bzw. nachts ziehender Vögel ausgegangen wer-
den kann, die zum Teil in manchen Teilregionen in Zugkorridoren konzentriert sind 
und die sich zum Teil in Windenergieanlagen relevanten Zughöhen aufhalten. Von 
diesen Vogelarten sind etwa 40 mit einem hohen Schutzstatus belegt. 
Für die Beurteilung von besonders hoher Relevanz und maßgeblich hinsichtlich 
der Bedeutung der geplanten Windenergieanlagen ist das Auftreten des Rotmilans 
im Untersuchungsgebiet in national bedeutender Zahl. Diese hohe Bedeutung gilt 
umso mehr, als diese Art besonders gefährdet ist, mit Rotorblättern von Wind-
energieanlagen zu kollidieren. 
Insbesondere durch die Einwirkung einer Summe von Verlustursachen (weniger 
direkte populationswirksame Verluste) wird eine Gesamtgefährdung dieser Zug-
vogelarten verursacht. Diese kumulative Wirkung ist auch unter Berücksichtigung 
bereits vorhandener Windenergieanlagen anzunehmen. 
 
Hinsichtlich der unterschiedlichen Meinungen zur Definition eines "Verdichtungs-
zone des Vogelzuges mit überdurchschnittlicher Intensität" wird ausgeführt, dass 
ein "Durchzugsmittelwert" von >600 Vögeln/h für ein "gutes Durchzugsgebiet" für 
die Standortfrage von Windenergieanlagen nicht maßgeblich ist.  
Anmerkung: Das Gutachten von Hans-Georg Folz "Avifaunistische Untersuchung 
zur Beurteilung von neun Flächen als Vorrangflächen für Windenergieanlagen im 
Bereich der Verbandsgemeinde Bodenheim", Engelstadt 2008 kommt zu dem Er-
gebnis, dass die auch für den Planungsbereich der Stadt Mainz maßgeblichen Un-
tersuchungsflächen 1 und 2 (Kesseltal) "mit Durchschnittswerten von über 1.200 1.200 1.200 1.200 
VögelnVögelnVögelnVögeln pro Stunde gleichfalls noch als deutlich überdurchschnittlich beflogen be-
trachtet werden müssen".Dieses Gutachten ist bei den Datenquellen des Fachgut-
achten des LUWG allerdings nicht berücksichtigt. 
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Von weitaus größerer Relevanz ist allerdings die Fragestellung, welche Arten in 
welcher Weise und zu welcher Zeit von Windenergieanlagen negativ betroffen sind 
bzw. sein könnten und welche Konsequenzen daraus abzuleiten sind. 
Das Gutachten der Beratungsgesellschaft NATUR dbR belegt, dass die wichtigsten 
Zug- und Rastgebiete für die Mehrzahl der festgestellten Vögel in einem ungefähr 
zwei Kilometer breiten Korridor liegen, der kartografisch dargestellt wird und dem 
die Vögel auf ihren Zugrouten jeweils in hohem Maße entsprechen.  
Die Gutachter können sich der Beratungsgesellschaft NATUR dbR vollumfänglichvollumfänglichvollumfänglichvollumfänglich 
anschließen, dass es eines solchen Ausschlussgebietes angesichts der großen 
Zahl gefährdeter Individuen dieser Windenergieanlagen relevanten Arten bedarf. 
Hinsichtlich der Gefährdungssituation der Vogelarten kommen die Gutachter zu 
dem Ergebnis, dass die Anfluggefahr vor allem für rastende und regelmäßig Nah-
rung suchende Großvögel im Sommer und Herbst sehr hoch ist, wenn in diesem 
Gebiet weitere Windenergieanlagen gebaut werden, z.B. für die Milan- und Wei-
henarten. 
 
Zur Vermeidung der Barrierewirkung mehrerer quer zur Zugrichtung stehender Zur Vermeidung der Barrierewirkung mehrerer quer zur Zugrichtung stehender Zur Vermeidung der Barrierewirkung mehrerer quer zur Zugrichtung stehender Zur Vermeidung der Barrierewirkung mehrerer quer zur Zugrichtung stehender 
Windenergieanlagen ist es dringend erforderlich, einen Korridor freizuhalten (vgl. Windenergieanlagen ist es dringend erforderlich, einen Korridor freizuhalten (vgl. Windenergieanlagen ist es dringend erforderlich, einen Korridor freizuhalten (vgl. Windenergieanlagen ist es dringend erforderlich, einen Korridor freizuhalten (vgl. 
z.B. Abb. 25 der Beratungsgesellschaft NATUz.B. Abb. 25 der Beratungsgesellschaft NATUz.B. Abb. 25 der Beratungsgesellschaft NATUz.B. Abb. 25 der Beratungsgesellschaft NATUR dbR).R dbR).R dbR).R dbR). Hinsichtlich der Bestimmung 
bzw. Abgrenzung des Korridors formuliert der Gutachter trotz seiner vollumfängli-
chen Bestätigung des Gutachtens der Beratungsgesellschaft NATUR dbR eine ge-
wisse Unschärfe. 
 
Vor dem Hintergrund dieser Bewertungen durch das Max-Planck-Institut für Orni-
thologie, Vogelwarte Radolfzell, vom 29.07.2011 war es zunächst unverständlich, 
als mit Email vom 05.10.2011 eine neuerliche Stellungnahme "Windpark südlich 
der Stadt Mainz -"Gutachterliche Stellungnahme zu vorliegenden avifaunistischen 
Gutachten" vom 04.10.2011, durch das Max-Planck-Institut gleichzeitig an das 
Umweltamt und den Windanlagenbetreiber juwi Wind GmbH versandt wurde. We-
der der Auftraggeber noch die Zielsetzung und Aufgabenstellung waren auf Seiten 
der Stadt Mainz bekannt, auch wurde diese Vorgehensweise im Vorfeld nicht mit 
der Stadt Mainz kommuniziert. Allerdings nimmt die Rechtsanwaltsgesellschaft 
MASLATON in Wahrnehmung der Interessen der Windanlagenbetreiber RIO Ener-
gie GmbH & Co.KG und juwi Wind GmbH in ihrer Stellungnahme vom 05.10 2011 
zum Ende der Offenlagefrist Bezug auf diese neuerliche Stellungnahme. Durch die 
erstmalige Kenntnisnahme von den regionalplanerischen Flächenausweisungen 
hätte sich die Ausgangslage für die Gutachtenvergleiche erheblich verändert. So 
hätten die eigenen Gutachten sehr wahrscheinlich einen anderen Fokus und in 
der Konsequenz eine andere Schlussfolgerung bezüglich der Barrierewirkung der 
geplanten WEA und dadurch auch hinsichtlich des geforderten freizuhaltenden 
Korridors für Vogelzug enthalten können. 
 
Zu der vorgenannten neuerlichen Stellungnahme des Max-Planck-Institutes be-
stand seitens der Stadtverwaltung Mainz ein AufklärungsbedarfAufklärungsbedarfAufklärungsbedarfAufklärungsbedarf, der in einer ge-
meinsamen Besprechung zwischen Vertetern des städtischen Umweltamtes und 
den Herren Dr. Bauer und Dr. Boschert am 12.10.2011 in Offenburg erfolgte. Vor-
auszuschicken ist die Tatsache, dass den Obergutachtern Herrn Dr. Bauer und Dr. 
Boschert das Gutachten des LUWG sehr wohl bekannt war, da es Bestandteil der 
"Gutachterlichen Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gutach-
ten“ war.  
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Einschließlich des Kartenteils wird bereits in der Einleitung des Fachgutachtens 
des LUWG deutlich, dass dieses im Zusammenhang mit der Neuaufstellung des 
Regionalplanes - Teilfortschreibung Windenergienutzung erarbeitet wurde. Unab-
hängig von diesem Sachverhalt konnten die Unstimmigkeiten und Missverständ-
nisse bei diesem  Aufklärungsgespräch mit folgenden Ergebnissen ausgeräumt 
werden: 
 
1. Das Freihalten eines Korridors für den Vogelzug im Stadtgebiet von Mainz ist 

erforderlich, um konfliktarme und durchgängige Bereiche zu gewährleisten. 
Bei der Sicherung dieses Durchzugskorridors sind jedoch die bestehenden 
Windenergieanlagen, insbesondere die Windparks Ebersheim-Südwest und 
Ebersheim-Nordwest, die den Korridor einengen, zu berücksichtigen. Die Er-
richtung eines durchgehenden Riegels von Windenergieanlagen quer zur 
Hauptzugrichtung ist generell zu vermeiden 

 
2. Ausweichflüge dürfen nicht geplant werden. Die Korridorbreite ist daher quer 

zur Hauptzugrichtung Südwest-Nordost zu ermitteln. 
 
3. Die notwendige Mindestbreite des Durchzugskorridors kann nicht abschlie-

ßend festgelegt werden. Der vorgesehene Korridor ist durch die bestehenden 
Windparks Ebersheim-Südwest und Ebersheim-Nordwest und eine bestehen-
de Einzelanlage zwischen den Windparks auf unter 2 km eingeengt. Ob der 
Korridor weiter verengt werden kann, ist unklar. Hierzu kann das empfohlene, 
nach der Errichtung des Windparks durchzuführende Monitoring gegebenen-
falls neue Erkenntnisse liefern. Ein dem Vogelzug einschließlich Rastverhalten 
gerecht werdender, ausreichend breiter Korridor ist in diesem Fall gutachter-
lich zu ermitteln. 

 
4. Über die seitens der Stadt Mainz vorgesehene zweistufige Vorgehensweise 

wurden die beiden Gutachter mündlich nach der Fertigstellung ihres Gutach-
tens unterrichtet, wobei Details eines solchen Monitorings nicht Gegenstand 
der Diskussion waren. Die von der Stadt Mainz geplante zweistufige Vorge-
hensweise sieht folgende Schritte vor: 

 
Stufe 1Stufe 1Stufe 1Stufe 1: Ausweisung einer Fläche für Windenergie, deren Umweltverträglichkeit 
 sichergestellt ist und 
 
Stufe 2Stufe 2Stufe 2Stufe 2: Mögliche Erweiterung der Fläche für Windenergie, sofern ein Monitoring 
 einen neuen Sachstand bringt, oderoderoderoder    die bestehenden Anlagen in 
 Ebersheim-Südwest und die bestehende Einzelanlage zwischen den ge-

nannten Windparks rückgebaut sind. 
 
Eine solche Vorgehensweise zur Bestimmung eines Korridors ist sachgerecht (zieEine solche Vorgehensweise zur Bestimmung eines Korridors ist sachgerecht (zieEine solche Vorgehensweise zur Bestimmung eines Korridors ist sachgerecht (zieEine solche Vorgehensweise zur Bestimmung eines Korridors ist sachgerecht (ziel-l-l-l-
führend), bei führend), bei führend), bei führend), bei Planungen generell zu berücksiPlanungen generell zu berücksiPlanungen generell zu berücksiPlanungen generell zu berücksicccchtigen und wird daher seitens der htigen und wird daher seitens der htigen und wird daher seitens der htigen und wird daher seitens der 
Gutachter befürwoGutachter befürwoGutachter befürwoGutachter befürwortetrtetrtetrtet. 
Das Ergebnisprotokoll wurde von dem Verteter des städtischen Umweltamtes so-
wie den Gutachtern Dr. Bauer und Dr. Boschert gegengezeichnet und ist als Anla-
ge der Begründung beigefügt.  
 
Damit werden die bisherigen Erkenntnisse bis auf eine konkretisierende Korridor-
breite nochmals bestätigtbestätigtbestätigtbestätigt.  
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Bei der Bestimmung der erforderlichen Korridorbreite ist allerdings darauf hinzu-
weisen, dass sowohl das städtische Fachgutachten "Zug- und Rastvogelkartierung 
im Stadtgebiet Mainz" als auch das Fachgutachten des LUWG einen artenschutz-
fachlich begründeten, anlagenfreien Mindestabstand von 2 km zwischen einzel-
nen Windparks für windkraftsensible Vogel- und Fledermausarten empflehlen. 
Nach Aussage des LUWG liegt dem freizuhaltenden Korridor von 2 km Breite eine 
grundsätzliche Bewertung und fachliche Abstimmung zugrunde. 
 
 

7777....        ErgebnisErgebnisErgebnisErgebnis    ////    Festlegung einer neuen Festlegung einer neuen Festlegung einer neuen Festlegung einer neuen Konzentrationsfläche zur WindenergienuKonzentrationsfläche zur WindenergienuKonzentrationsfläche zur WindenergienuKonzentrationsfläche zur Windenergienuttttzungzungzungzung    
    
    Bereits    im wirksamen Flächennutzugsplan    2000 waren zur Steuerung von Wind-

energieanlagen im Außenbereich zwei Eignungsgebiete zur Nutzung der Wind-
energie dargestellt. Wie an anderer Stelle ausgeführt, sind diese Flächenpotentia-
le ausgeschöpft, so dass nach dem derzeitigen Planungsrecht durch die Positiv-
darstellung weitere Anlagenstandorte im übrigen Stadtgebiet ausgeschlossen und 
somit nicht genehmigungsfähig sind. 

 
 Mit dem Aufstellungsbeschluss zur Teilfortschreibung des wirksamen Flächennut-

zungsplanes für den Bereich Windenergie sollen neue Flächenpotentiale inner-
halb des Stadtgebietes als Eignungs- bzw. Konzentrationszonen zur Nutzung der 
Windenergie ermittelt und dargestellt werden.  

 
 Bei der Erarbeitung des neuen gesamträumlichen Planungskonzeptes zur Nutzung 

der Windenergie hat die Verwaltung umfangreiche Analysen durchgeführt und die 
notwendigen Untersuchungen eingeleitet. So wurden u.a. in einer ersten Arbeits-
phase flächendeckend die öffentlichen, umwelt- und naturschutzfachlichen Be-
lange untersucht und in einer Restriktionskarte dargestellt. 

 
 Die Auswertungen der ersten Arbeitsphasen beinhalten die räumliche Darstellung 

von starken Restriktionen (Ausschluss- und Abstandskriterienkatalog), die der 
Ausweisung neuer Flächen für die Windenergie entgegenstehen. 

 
 Auf dieser Grundlage sind als Zwischenergebnis weite Teile des Stadtgebietes für 

die Nutzung der Windenergie auszuschließen.  
 
 Trotz vielfältiger Ausschlusskriterien konnte im südlichen Stadtgebiet, zwischen 

Hechtsheim und Ebersheim, ein Teilraum ermittelt werden, der zunächst nicht 
durch die bekannten normativen Ausschlusskriterien belastet ist und zunächst für 
die Nutzung der Windenergie als geeignet erscheint.  

 
 Allerdings wurden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 

1 BauGB Hinweise zu Belangen des Artenschutzes und des Vogelzuges durch das 
Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht (LUWG) im Februar 
2009 vorgebracht. Demnach liegt das Stadtgebiet Mainz vollständig in einem so-
genannten Hauptdurchzugskorridor des Vogelzuges.  
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 Laut Aussage des LUWG handelt es sich um Teil eines der am stärksten befloge-
nen Zugwege des deutschen, vielleicht gar des mitteleuropäischen Binnenlandes. 
Aufgrund dieser Informationen wurde eine gutachterliche Vertiefung bzw. weitere 
Qualifizierung der Aussagen erforderlich.  

 
 Nach Kenntnisnahme der Zwischenergebnisse durch den Bau- und Sanierungs-

ausschuss am 04.02.2010 wurde ein Fachgutachten zur Zug- und Rastvogelkartie-
rung beauftragt. Zielsetzung des Gutachtens war, erstmalig eine systematische systematische systematische systematische 
Darstellung des VogelzugesDarstellung des VogelzugesDarstellung des VogelzugesDarstellung des Vogelzuges im Gebiet der Stadt Mainz als Grundlage für weitere 
Planungen zu erarbeiten. 

 
 Das vorgenannte Vogelgutachten liegt nach Auswertung der Wegzugperiode 2009, 

der Heimzugperiode 2010 sowie zuletzt der Brutperiode 2010 als überarbeiteter 
Entwurf seit Juli 2010 vor. (Endfassung 01.07.2011) 

 
 Im Ergebnis werden die vorliegenden Grundaussagen des LUWG zum Hauptdurch-

zugskorridor des Vogelzugs vom Februar 2009 zwar bestätigt, aufgrund der um-
fangreichen Datenerhebung ist es jedoch möglich, diese Aussagen differenzierter 
zu bewerten. 

 
 Die Hauptzugrichtung der Wegzugperiode war West bis Südwest, mit einem 

Schwerpunkt bei Westsüdwest. Auf dem Heimzug bewegten sich 50% der Vögel 
auf nordöstlichen bis östlichen Kurs. 94% der Trupps flogen in Höhen bis zu 
100m und bewegen sich damit im möglichen Rotorbereich potenzieller Windener-
gieanlagen. 

 
 Das Stadtgebiet Mainz liegt im Bereich des Hauptvogelzugs des paläarktisch-

afrikanischen Vogelzugsystems, das bedeutet, praktisch überall im Stadtgebiet 
Mainz können ziehende Vogelarten angetroffen werden. Der Schwerpunkt des Vo-
gelzugs und damit verbunden die höchsten Zugdichten finden sich im Offenland-
bereich zwischen Mainz-Hechtsheim, Mainz-Ebersheim und Mainz-Marienborn. 

 
 Zur Bewertung wurden sogenannte KeyKeyKeyKey----ArtenArtenArtenArten ausgewählt, d.h. Schlüsselarten mit 

hohem Gesamtschutzstatus (kritischem Erhaltungszustand) und hoher Projektre-
levanz, das bedeutet mit potentieller Gefährdung / Störung durch Windenergie- 
und Photovoltaik-Maßnahmen. Konkret sind dies Roter Milan, Korn-, Wiesen-, 
Rohrweihe, Schwarzstorch, Goldregenpfeifer, Kiebitz, Kranich, Braunkehlchen, 
Grauammer.  

    
    Schlussfolgerungen des Gutachtens:Schlussfolgerungen des Gutachtens:Schlussfolgerungen des Gutachtens:Schlussfolgerungen des Gutachtens:    

    
Aufgrund der über die lokalen Grenzen hinaus bedeutenden ZugverdichtungAufgrund der über die lokalen Grenzen hinaus bedeutenden ZugverdichtungAufgrund der über die lokalen Grenzen hinaus bedeutenden ZugverdichtungAufgrund der über die lokalen Grenzen hinaus bedeutenden Zugverdichtungsssszonezonezonezone    
mit überdurchschnittlichem Zugvogelaufkommen und dem kumuliertenmit überdurchschnittlichem Zugvogelaufkommen und dem kumuliertenmit überdurchschnittlichem Zugvogelaufkommen und dem kumuliertenmit überdurchschnittlichem Zugvogelaufkommen und dem kumulierten    VorkoVorkoVorkoVorkom-m-m-m-
men windkraftrelevanter Arten mit vergleichsweise hohen Dichten umen windkraftrelevanter Arten mit vergleichsweise hohen Dichten umen windkraftrelevanter Arten mit vergleichsweise hohen Dichten umen windkraftrelevanter Arten mit vergleichsweise hohen Dichten undndndnd    HäufigkeHäufigkeHäufigkeHäufigkei-i-i-i-
ten und/oder hohem Schutzstatus ist auf dem Ackerplateau südlichten und/oder hohem Schutzstatus ist auf dem Ackerplateau südlichten und/oder hohem Schutzstatus ist auf dem Ackerplateau südlichten und/oder hohem Schutzstatus ist auf dem Ackerplateau südlich    Hechtsheim Hechtsheim Hechtsheim Hechtsheim 
ein Aein Aein Aein Ausschlussgebiet in Form eines 2usschlussgebiet in Form eines 2usschlussgebiet in Form eines 2usschlussgebiet in Form eines 2km breiten Korridors in Richtungkm breiten Korridors in Richtungkm breiten Korridors in Richtungkm breiten Korridors in Richtung    des Haupdes Haupdes Haupdes Haupt-t-t-t-
zugs freizuhalten. Dieser sollte auch über die Grenze der Kommunezugs freizuhalten. Dieser sollte auch über die Grenze der Kommunezugs freizuhalten. Dieser sollte auch über die Grenze der Kommunezugs freizuhalten. Dieser sollte auch über die Grenze der Kommune    hinaus bhinaus bhinaus bhinaus be-e-e-e-
rücksicrücksicrücksicrücksichhhhtigt wetigt wetigt wetigt werden.rden.rden.rden.    
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 Durch diesen Korridor werden gleichzeitig die Ansprüche der Rastvögel, d.h. die 
Freihaltung der Flächen von Vogelzughindernissen sowie die Beibehaltung der 
landwirtschaftlichen Nutzung des Gebietes ohne größere Flächennutzungsände-
rungen oder Flächenversiegelungen im biologischen Sinn, erfüllt. 

    
    Bei Offenhaltung dieses ZugBei Offenhaltung dieses ZugBei Offenhaltung dieses ZugBei Offenhaltung dieses Zug---- und Rastkorridors ist durch eine Verdic und Rastkorridors ist durch eine Verdic und Rastkorridors ist durch eine Verdic und Rastkorridors ist durch eine Verdichhhhtung sowietung sowietung sowietung sowie    

einer Ausweitung des bestehenden Windkraftparks im Bereich des Messegeläeiner Ausweitung des bestehenden Windkraftparks im Bereich des Messegeläeiner Ausweitung des bestehenden Windkraftparks im Bereich des Messegeläeiner Ausweitung des bestehenden Windkraftparks im Bereich des Messegelän-n-n-n-
desdesdesdes    in nördlicher bis westlicher Richtung, nicht von in nördlicher bis westlicher Richtung, nicht von in nördlicher bis westlicher Richtung, nicht von in nördlicher bis westlicher Richtung, nicht von einer deutlichen Zunahme in einer deutlichen Zunahme in einer deutlichen Zunahme in einer deutlichen Zunahme in 
derderderder    Gefährdung ziehender oder raGefährdung ziehender oder raGefährdung ziehender oder raGefährdung ziehender oder rasssstender Vogelarten auszugehen.tender Vogelarten auszugehen.tender Vogelarten auszugehen.tender Vogelarten auszugehen.    

    
    Abb. 2: Freizuhaltender Zugkorridor 2.000m entlang der HauptzugslinieAbb. 2: Freizuhaltender Zugkorridor 2.000m entlang der HauptzugslinieAbb. 2: Freizuhaltender Zugkorridor 2.000m entlang der HauptzugslinieAbb. 2: Freizuhaltender Zugkorridor 2.000m entlang der Hauptzugslinie    

        
 Quelle "Zug- und Rastvogelkartierung im Stadtgebiet Mainz", Beratungsgesellschaft Natur dbR 

 
  
 Das vorliegende Vogelgutachten bestätigt eine über die lokalen Grenzen hinaus 

bedeutende Zugverdichtungszone mit überdurchschnittlichen Zugvogelaufkom-
men und dem kumulierten Vorkommen windkraftrelevanter Arten mit vergleichs-
weise hohen Dichten und Häufigkeiten und /oder hohem Schutzstatus. 

 
 Diesem Aspekt ist im weiteren Abwägungsprozess Rechnung zu tragen.  

Denn vor dem Hintergrund eines nachfolgenden Genehmigungsverfahrens ist 
festzuhalten, dass privilegierte Vorhaben, die der Gesetzgeber dem Außenbereich 
"planähnlich" zugewiesen hat, gleichwohl unzulässigunzulässigunzulässigunzulässig sind, wenn Ihnen die in § 35 
Abs. 3 Satz 1 BauGB beispielhaft genannten öffentlichen Belange entgegenste-
hen. Dieser Sachverhalt wurde vom OVG Koblenz zum Thema eines bedeutenden 
Vogelzugkorridors bejaht. 

  
 Unter Punkt 4 der Begründung "Rechtliche Bewertung" wurde auf die rechtlichen 

Aspekte zur Berücksichtigung naturschutzrechtlicher Belange insbesondere des 
Vogelzugs bzw. Vogelzugkorridore hingewiesen.  

 



_________ Begründung FNP Ä 34__________________________________________________________________________ 

q:\amt61\textverarbeitung\pc2\dokument\vorb.bauleitplanung\witzel\2-561.wit.doc              Stand: 19.12.2011 42 von 46 

 Unter Berücksichtigung der Aussagen des aktuellen Vogelgutachtens stehen Teil-
flächen der Restriktionsanalyse, die zunächst für die Nutzung der Windenergie als 
geeignet erschienen, naturschutzrechtliche Belange in Form einer bedeutenden 
Zugverdichtungszone mit überdurchschnittlichem Zugvogelaufkommen entgegen, 
so dass diese Teilflächen nicht nicht nicht nicht als Konzentrationsflächen zur Windenergienut-
zung im Flächennutzungsplan dargestellt werden. 

 
 Bei der verbleibenden Teilfläche westlich des Messegebietes ist nach Aussage 

des Gutachtens bei einer Verdichtung sowie einer Ausweitung des bestehenden 
Windparks (im Bereich des Messegeländes in nördlicher bis westlicher Richtung) 
nicht von einer deutlichen Zunahme in der Gefährdung ziehender oder rastender 
Vögel auszugehen. Voraussetzung ist die Offenhaltung des im Gutachten ermittel-
ten Zug- und Rastkorridors zwischen Hechtsheim und Ebersheim. 

 
 Exkurs Ornithologische Fachgutachten zum PlanungsraumExkurs Ornithologische Fachgutachten zum PlanungsraumExkurs Ornithologische Fachgutachten zum PlanungsraumExkurs Ornithologische Fachgutachten zum Planungsraum    
    

Bei derart komplexen Sachverhalten wie die langfristige Beurteilung des Vogel-
zuggeschehens ist zunächst festzustellen, dass es sich bei dem im Rahmen der 
Fortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-Nahe durch 
das LUWG erstellten Fachgutachten Oktober 2010 zur "Identifizierung von kon-
fliktarmen Räumen sowie zur Empfehlung von Ausschlussflächen für Windener-
gienutzung" (zuvor Fachbeitrag April 2010 und Juli 2010) um eine Sammlung und 
Zusammenstellung von "Expertenwissen" sowie vorliegenden Erkenntnissen (vgl. 
Fachgutachten LUWG, Seite 3, 2.2 Datenrecherche) handelt. Diese Arbeit bildet 
zweifelsfrei einen wichtigen Beitrag auf regionalplanerischer Ebene zur Identifizie-
rung avifaunistisch und fledermauskundlich besonders wertvoller Räume ein-
schließlich der Ableitungen zur naturschutzfachlichen Empfehlung von Aus-
schlussgebieten für Windkraftnutzung. Diese Grundlagenarbeit wurde vor allem 
auch von der Stadt Mainz im Zusammenhang mit der Neuaufstellung des Regio-
nalplanes - Teilplan Windenergienutzung beim Expertengespräch am 17.02.2010 
zum Thema Windenergiekonzept/Vogelschutz vor dem Hintergrund der regionalen 
Bedeutung (Vogelzugkorridore enden nicht an der Grenze der jeweiligen Gebiets-
körperschaften) mit angestoßen. Die Ergebnisse dieses Expertengespräches sind 
leider durch die Planungsgemeinschaft nicht dokumentiert worden. Dennoch 
kann diese Arbeit wissenschaftliche Untersuchungen für Teilräume mit einer um-
fassenden eigenen Datenerfassung nicht ersetzen.  
Das von der Stadt Mainz im der der Flächennutzungsplanänderung Nr. 34 - Teil-
fortschreibung Windenergie beauftragte Gutachten "Zug- und Rastvogelkartierung 
im Stadtgebiet Mainz" ist demgegenüber ein reines avifaunistisches fachgutach-
ten. Mit diesem Fachgutachten wurde das Zug- und Rastgeschehen erfasst und im 
Hinblick auf die Errichtung von Windenergieanlagen bewertet. Das Fachgutachten 
dient als Abwägungsmaterial für das Flächennutzungsplan-Änderungsverfahren 
und fand Eingang in den Umweltbericht. 

 
 Aufgrund anhaltender Diskussionen und unterschiedlicher Äußerungen zum Vo-

gelzuggeschehen sowie den daraus resultierenden Konsequenzen bei der Ge-
bietsabgrenzung der zukünftigen Konzentrationsfläche, wurde durch die Stadt 
Mainz ein zusätzliches qualitätssicherndes Gutachten beim Max-Planck-Institut 
für Ornithologie in Auftrag gegeben.  
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 Das Ergebnis des Gutachtens des Max-Planck-Institutes (Dezember 2010) bestä-
tigt vollumfävollumfävollumfävollumfänglichnglichnglichnglich das bereits vorliegende Gutachten "Zug- und Rastvogelkartie-
rung im Stadtgebiet Mainz" der Beratungsgesellschaft Natur dbR vom 
14.07.2010. 

 
 Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde von zwei Windanlagenbetreibern 

weitere ornithologische Fachgutachten eingereicht, die u.a. die Zugintensität und 
Ausprägung der Verdichtungszone abweichend zum städtischen Gutachten be-
wertet haben. 

 
Somit liegen für das Plangebiet mit dem LUWG-Fachgutachten zur Fortschreibung 
der Regionalplanes, Teilfortschreibung Windenergie insgesamt sechs ornithologi-
sche Fachgutachten mit Aussagen zu Zug- und Rastvögeln vor. Während die erho-
benen Daten und dokumentierten Erkenntnisse große Gemeinsamkeiten aufwei-
sen, gehen die daraus gezogenen Bewertungen und Empfehlungen für die Pla-
nung teilweise auseinander. Dies kann zum Teil an den unterschiedlichen Maß-
stabsebenen, unterschiedlichen Untersuchungsräumen, Untersuchungszeiträu-
men und Aufgabenstellungen der jeweiligen Gutachten liegen.  
 
Gemeinsam ist allen Untersuchungen, dass aufgrund des festgestellten Vorkom-
mens von Rastvögeln in Verbindung mit dem festgestellten Vogelzug die Freihal-
tung eines Vogelzugkorridors südlich des geplanten Windparks Ebersheim-
Nordwest (ohne weitere Konkretisierung) erforderlich ist.  

 
 Ein grundsätzlicher Widerspruch besteht in der Tatsache, dass bestehende Winbestehende Winbestehende Winbestehende Wind-d-d-d-

energienergienergienergieeeeanlagenanlagenanlagenanlagen beispielsweise im Fachgutachten des LUWG nicht berücksichtigt 
wurden. Hinsichtlich der aktuellen Teilfortschreibung des Regionalen Raumord-
nungsplanes Rheinhessen Nahe - Teilplan Windenergienutzung, für den das Fach-
gutachten erstellt wurde, hat das LUWG bestehende Anlagen konsequent nicht 
berücksichtigt, da sie a) nach Ablauf der Betriebszeit rückgebaut werden sollen 
und diese möglicherweise artenschutzfachlich ungünstigen Anlagen b) dazu füh-
ren würden, dass unproblematische Anlagen nicht realisiert werden könnten. 

 Da die Bestandsanlagen im Mainzer Stadgebiet auf Dauer ausgelegt und dement-
sprechend unbefristet genehmigt wurden (d.h. es wurden keine maximale Laufzei-
ten definiert), werden diese Altanlagen selbst bei einer wirtschaftlich kalkulierten 
Laufzeit von ca. 20 Jahren noch mindestens weitere 10 - 15 Jahre in Betrieb sein 
und zwar auch die artenschutzfachlich ungünstigen Anlagen.  

 
 Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ist dabei zu beachten, dass der Ab-

wägungsvorgang bei der Darstellung von Vorranggebieten bzw. Konzentrationsflä-
chen zur Windenergienutzung und den damit verbundenen Ausschlusswirkungen 
sich im Grundsatz an den strukturellen Vorgaben zu orientieren hat, wie sie für die 
Aufstellung von Bauleitplänen und die dabei zu beachtenden Abwägungsschritte 
entwickelt worden sind. 

 D.h., für die Bauleitplanung ist das Gebot der Konfliktbewältigung maßgebend, so 
dass von dem Bauleitplan zu verlangen ist, dass er die ihm zuzurechnenden Kon-
flikte bewältigt. 
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 Im vorliegenden Fall bedeutet dies, dass bei der Abgrenzung eines freizuhalten-
den Vogelzugkorridors auch die  4 bestehenden, artenschutzfachlich ungünstigen 
Standorte Ebersheim Südwest und die Einzelanlage nordwestlich von Ebersheim 
zu berücksichtigen sind.  

 
 Das Fachgutachten des LUWG (Kapitel 5: Ableitungen zur naturschutzfachlichen 

Empfehlung von Ausschlussgebieten für Windkraftnutzung, a.a.O.) empfiehlt 
selbst ca. 2 km breite, anlagenfreie Zugkorridore zwischen Windparken oder WEA-
Flächen, um durchgängige und konfliktarme Bereiche zu gewährleisten. 

 
Dieser Feststellung (freizuhaltender Korridor von 2 km Breite) liegt nach Aussage 
des LUWG eine grundsätzliche Bewertung und fachliche Abstimmung zugrunde. 

 
 Die Korridorbreite zwischen den bestehenden, im wirksamen Flächennutzungs-

plan planungsrechtlich gesicherten Eignungsflächen zur Nutzung der Windenergie 
beträgt in Hauptdurchzugsrichtung ca. 2 km.  

  
 Abgrenzung der Konzentrationsfläche zuAbgrenzung der Konzentrationsfläche zuAbgrenzung der Konzentrationsfläche zuAbgrenzung der Konzentrationsfläche zur Windenergienutzungr Windenergienutzungr Windenergienutzungr Windenergienutzung    
 

Durch die Berücksichtigungspflicht der bestehenden, artenschutzfachlich ungüns-
tigen Windenergieanlagen am Standort Ebersheim-Südwest begründet sich die 
nördliche Gebietsabgrenzung des artenschutzrechtlich erforderlichen 2 km brei-
ten, anlagenfreien Zugkorridors in Hauptzugrichtung und definiert damit gleichzei-
tig die aktuelle südliche Gebietsgrenze der geplanten Konzentrationsfläche zur 
Windenergienutzung. 
 
 
Bei der Abwägung  wird unter Berücksichtigung der genehmigten Bestandsanla-
gen und Sicherung eines freizuhaltenden (teils heute schon eingeschränkten) 
Durchzugskorridors von 2 km Breite in Hauptdurchzugrichtung auf der Grundlage 
des qualitätsgesicherten städtischen Vogelgutachtens die Gebietsabgrenzung der 
Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung beibehalten.  
 
Aufgrund der vorgenannten Gutachten kann die Abgrenzung in Verlängerung des 
Hauptdurchzugskorridors nach Südwesten kleinräumig modifiziert und erweitert 
werden.  
 
Die Abgrenzung der Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung ermöglicht in 
der 1. Verfahrenstufe die umweltverträgliche Errichtung weiterer Windenergiean-
lagen. 
 
Die Errichtung und der Betrieb der Windenergieanlagen werden sodann von einem 
Monitoring-Programm zum Verhalten der Zug- und Rastvögel begleitet.  
 
Sofern diese Untersuchung eine Erweiterung der Konzentrationsfläche zur Wind-
energienutzung z.B. nach Süden ermöglicht, könnte diese in einer weiteren Flä-
chennutzungsplanänderung, 2. Stufe, erfolgen.  
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Diese planerische Erweiterung könnte auch dann erfolgen, wenn die derzeit be-
stehenden "Hindernisse", die Windenergieanlagen am Standort Ebersheim-
Südwest, abgebaut worden sind. 
 
Diese stufenweise Vorgehensweise bzw. Fortschreibung der Konzentrationsfläche 
im Süden wird in der Detailbetrachtung vor allem vor dem Hintergrund der bereits 
bestehenden Störung des Durchzugskorridors auch durch das LUWG unterstützt 
(Schreiben vom 12.04.2011). 

 
 Die neue Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung ersetzt bzw. überlagert 

die im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Eignungsflächen für die 
Windenergie. 
 
Der bisherige Standort Ebersheim Süd-West wird dabei weder im Rahmen der Flä-
chennutzungsplanänderung Nr. 34 noch bei der Neuaufstellung des Regionalpla-
nes Teilplan Windenergienutzung weiter verfolgt.  
 
Dieser Standort wurde bei der Erarbeitung des neuen gesamträumlichen Pla-
nungskonzeptes auf seine Eignung hin überprüft, mit dem Ergebnis, dass die im 
Kriterienkatalog definierten Mindestabstandsflächen zu Wohngebieten (siehe Re-
striktionsanalyse) deutlich unterschritten werden (ca. 800 m zu Mainz-Ebersheim, 
ca. 700 m zu Zornheim).  
 
Da es sich bei den vorhandenen Windenergieanlagen am Standort Eberheim Süd-
west um ältere, kleinere Anlagen mit einer Gesamthöhe von ca. 99 m handelt, wa-
ren diese Anlagen und die entsprechende Darstellung im Flächennutzungsplan 
(2000) nach den damals zugrundeliegenden Kriterien zulässig.  
 
Bei einer Beibehaltung der Positivdarstellung im Flächennutzungsplan wäre es 
möglich, diese Anlagen zu repowern. Dabei müsste mit einer doppelt so hohen 
Gesamthöhe der neuen Anlagen gerechnet werden (ca. 190 m), so dass aufgrund 
zu geringer Abstände zu schutzbedürftigen Nutzungen immissionsschutzrechtli-
che Konflikte mit den benachbarten Wohngebieten zu erwarten sind.  
 
Die bestehenden Windenergieanlagen genießen jedoch weiterhin Bestands-
schutz.  
 
Ein weiteres Kriterium, dass dem Standort Ebersheim Süd-West zukünftig entge-
gensteht, ist die geplante Abstandsvorgabe des in Fortschreibung befindlichen 
Regionalplanes von 4 km zwischen Windparks, der aus Sicht der Planungsge-
meinschaft im Bereich des Hauptvogelzugkorridors einzuhalten ist (siehe Seite 31 
und 32, Neuaufstellung Regionalplan Rheinhessen-Nahe - Teilplan Windenergie-
nutzung, Exemplar zum erneuten Anhörverfahren).  
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Entsprechend des in der Fortschreibung befindlichen Regionalplans - Teilplan 
Windenergienutzung, Stand Anhörverfahren, stimmen beide Plankonzepte in den 
Grundaussagen weitestgehend überein. Dementsprechend wird durch das kom-
munale Planungskonzept insbesondere den regionalplanerischen Leitlinien "Kon-
zentration" und "Flächen in kommunaler Kooperation werden bevorzugt" Rech-
nung getragen.  
 
Mit der Konzentration von Windenergieanlagen und dem damit verbundenen Aus-
schluss im übrigen Stadtgebiet sollen weitere Beeinträchtigungen vor allem des 
Landschaftsbildes vermieden werden.  
 
Das geplante Vorranggebiet Nr. 01 der Regionalplanung umfasst in westlicher Er-
weiterung auch Flächen der Verbandsgemeinde Nieder-Olm, so dass eine Opti-
mierung und Erweiterung des vorhandenen Standortes mit seinen bereits 5 im 
räumlichen Verbund errichteten Anlagen erfolgen soll (räumliche Konzentration 
innerhalb eines gemeindeübergreifenden Vorranggebietes).  

 
Die zukünftige Konzentrationsfläche zur Windenergienutzung im Stadtgebiet 
Mainz hat eine Größe von ca. 80 ha. 

 
Mainz, 
 
 
 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
 
 
 
 
Hinweis: 
Im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung wurden folgende Gutachten erstellt, die beim Stadtpla-
nungsamt der Stadt Mainz zu den üblichen Bürozeiten eingesehen werden können: 
 
� Umweltbericht inklusive Gutachten: 

- "Brutvogel- und Fledermauskartierung im Bereich der Hechtsheimer Höhe im Stadtgebiet Mainz", 
Beratungsgesellschaft NATUR dbR, 19.11.2010 

- "Zug- und Rastvogelkartierung im Stadtgebiet Mainz" Wegzug- 2009 und Heimzugperiode 2010, Be-
ratungsgesellschaft NATUR dbR, 01.07.2011 

- Gutachten zur Qualitätssicherung des Gutachtenentwurfes Zug- und Rastvogelkartierung im 
Stadtgebiet Mainz der Beratungsgesellschaft NATUR dbR, Dr. Hans-Günther Bauer und Dr. 
Martin Boschert, Max-Planck-Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell, 12.12.2010 

- Gutachterliche Stellungnahme zu sechs vorliegenden avifaunistischen Gutachten, Dr. Hans-
Günther Bauer und Dr. Martin Boschert, Max-Planck-Institut für Ornithologie, Vogelwarte Ra-
dolfzell, 29.07.2011 

 

• Ergebnisprotokoll einer Besprechung am 12.10.2011 in Offenburg, Teilnehmer Herr Dr. Bauer 
und Herr Dr. Boschert, Max-Planck-Institut für Ornithologie, Vogelwarte Radolfzell,  sowie Herr 
Jahns und Herr Kelker, Umweltamt Stadt Mainz 

 
 


